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(1)

Erster Teil
Organisatorische Verfassung der Kasse

s1
Zweck und Sitz der Kasse

lDie Kirchliche Zusatzversorgungskasse Darmstadt hat den Zweck, den nichtbeamte-

ten Arbeitnehmern (in dieser Satzung "Mitarbeiler" genannt) der an die Kasse ange-

schlossenen kirchlichen und diakonìschen Arbeìtgeber nach Maßgabe dieser Satzung

eine zusätzllche Alters-, Berufsunfähigkeìts-, En¡verbsminderungs- und Hinterbliebe-

nenversorgung zu gewähren. 2lm Rahmen der betrieblichen Altersversorgung steht

die Kasse deñ Mitarbeitern auch für eine freiwillige Versicherung offen. 3Sie ist keine

im Wettbewerb stehende Einrichtung.

(2) Die Kasse hat ihren Sitz in Darmstadt.

s2
Rechtsverhältnisse der Kasse

(1) Die Kasse ist eine kirchliche Einrichtung mit eigener Rechtspersönlichkeit (Anstalt des

öffentlichen Rechts).

lsatzungsänderungen werden vom Vennraltungsrat beschlossen (s 3 a Abs. 1

Buchst.ì). 2Sie bedürfen der Zustimmung der Gewährleistungsträger (S I I Abs. 2) mit

Zweidrittelmehrheit, wobei jedem Gewährleistungsträger je Versichertem eine Stìmme

zusteht; maßgebend für die Anzahl der Versicherten ist der Stand am Ende des vo-

rausgegangenen Geschäftsjahres. 3Satzungsänderungen bedürfen der Genehmigung

durcñ Oie Versicherungsaufsicht (S 9 Abs 2) aSie werden im Amtsblatt der Evangeli-

schen Kirche in Deutschland (EKD) verÖffentlicht. sKÜnftige Satzungsänderungen gel-

ten, soweit nichts anderes bestimmt wird, auch fÚr die bestehenden Beteiligungs- und

Versicherungsverhältnisse sowie fÙr bereits bewilligte Versicherungsleistungen

Werden Bestimmungen der Tarifuerträge uber die Versorgung der Arbeitnehmer im

öffentlichen Dienst geändert oder ergänzt und hat dies Auswirkungen auf die Sat-

zung, so kann die Kasse auf Beschluss des Vorstands die notwendigen Anderungen

und Ergänzungen der Satzung von dem in den Tarifvertràgen vereinbarten Zeitpunkt

an auch vor Abschluss des Satzungsänderungsverfahrens anwenden.

Der Venrualtungsrat kann auf Vorschlag des Vorstands Durchführungsvorschriften zu

dieser Satzung erlassen.

(3)

(2)
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S2a
Organe

(1 ) Die Organe der Kasse sind:
a) der Venrualtungsrat (SS S bis 3 b),
b) der Vorstand (SS a bis a b).

(2) Die Mitglieder der Organe und deren Stellvertreter sind den beteiligten Kirchen, der
EKD, der EKU und der VELKD sowie der Versicherungsaufsicht (s s nos. 2) mitzutei-
len.

s3
Verwaltungsrat

(1) lDie Mitglieder des Verwaltungsrats werden
a) von den Kirchen, die die Gewährleistung für die Verbindlichkeiten der Kasse über-

nommen haben,
b) von der EKD, der EKU und der VELKD,
c) von dem Evangelischen Diakonieverein Berlin-Zehlendorf e. V.
berufen. 2Es entfallen auf

bis 1000 Versicherte zwei Mitglieder,
von 1001 bis 4000 Versicherte vier Mitglieder,

über 4000 Versicherte sechs Mitglieder.
sJeweils die Hälfte der Mitglieder muss dem Kreis der Versicherten angehören,

(2) lBei der Berufung der Mitglieder des Venryaltungsrats ist die Diakonie in angemesse-
ner Zahl zu beteiligen. 2Die Berufung dieser Mitglieder erfolgt im Einvernehmen mit
dem jeweils zuständigen Diakonischen Werk beziehungsweise der sonst zuständigen
Stelle.

(3) Für jedes Mitglied ist ein Stellvertreter zu berufen.

(4) lDie Berufung erfolgt auf die Dauer von fünf Jahren. lillederberufung ist zulässig.sEntfallen bei einem Mitglied oder einem Stellvertreter die Voraussetzungen für die Bõ-
rufung oder scheidet ein Mitglied oder ein Stellvertreter vorzeitig aus dem Verwal-
tungsrat aus, so ist für die resiliche Zeit eine Neuberufung vorzunehmen.

(5) Der Verualtungsrat wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden und einen ersten und
einen zweiten stellvertretenden Vorsitzenden.

(6) Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn außer dem Vorsitzenden oder dem für
ihn tätigen stellvertreter mindestens die Hälfte der Mitglieder anwesend sind.

I



(7) lDer Verwaltungsrat entscheidet mit Stimmenmehrheit. 2Bei Stimmengleichheit gilt ein

Antrag als abgelehnt, 3Der Beschluss über die Auflösung der Kasse bedarf einer Drei-

viertelmehrheit der satzungsgemäßen Anzahl der Stimmen.

(B) Der Verwaltungsrat bleibt so lange in seinem Amt, bis der neue Verwaltungsrat seine

Tätigkeit aufgenommen hat,

S3a
Aufgaben des Verwaltungsrats

(1) Der Verwaltungsrat hat folgende Aufgaben:
a) Wahl des Vorstands (S 4 Abs 2),
b) Feststellung des Haushaltsplans (S 60 Abs. 2),

c) Feststellung der Jahresrechnuns (S 60 Abs. 3 bis 5) und Beschlussfassung ùber

die Entlastung des Vorstands,
d) Bestellung eines WirtschaftsprÜfers fÜr die PrÜfung der Jahresrechnung,
e) Beschlussfassung über den Pflichtbeitragssatz (S 62), das Referenzentgelt ($ 3a

Abs. 2) den Regelbeitrag (s 34 Abs. 4), den Messbetras (s 33 Abs. 1), die Alters-

tabelle (s 3a Abs. 3), das sanierungsgeld (s 63), die Ven¡rendung der Uberschüs-

se und über Maßnahmen zur Deckung von Fehlbeträgen, jeweils auf Vorschlag

des Vorstands,
f) Erlass von Richtlinien für dìe Anlegung des Vermögens,
g) Bestellung des Verantwortlichen Aktuars,
h) Beschlussfassung über den Erlass von Durchführungsvorschriften (s 2 Abs. a),

i) Beschlussfassung ûber Satzungsänderungen (S 2 Abs.2 Satz 1),

j) Beschlussfassung über die Auflösung der Kasse (S 10).

(2) Die Beschlüsse des Verwaltungsrats gemäß Absatz 1 Buchst, d bis f, g, i und j bedÚr-

fen der Genehmigung der Versìcherungsaufsicht (S 9 Abs. 2).

s3b
Sitzun gen des Verwaltungsrats

(1) lDer Venrualtungsrat wird mindestens einmal im Jahr einberufen. 2Wenn mindestens
'1S Verwaltungsratsmitglieder die Einberufung einer Sitzung unter schriftlicher Angabe

der Beratungsgegenstände beim Vorsitzenden des Verwaltungsrats beantragen, ist

zu einer besonderen Sitzung einzuladen, die innerhalb eines Monats nach Eingang

des Antrages stattfinden muss.

(2) lDie Einladung zur Sitzung ergeht spätestens zwei Wochen vorher unter Angabe der

Beratungsgegenstände. 2ln Ausnahmefällen kann die Frist auf fünf Tage verkürzt wer-

den

9



(3) Der Vorsitzende oder sein Stellvertreter leitet die Sitzung.

(4) lDie Mitglieder des Vorstands nehmen an den teil.
2Der Vorstand muss auf Verlangen zu dem Gege wer-
den. 3Er ist verpflichtet, auf Anfordern Auskunft zu u er-
teilen.

(5) 1Über die Sitzungen wird eine Niederschrift gefertigt. 2Die Niederschrift ist vom Vorsit-
zenden und zwei Mitgliedern des Ven¡valtungsrats zu unterschreiben.

s4
Vorstand

(1) lDer Vorstand besteht aus elf Mitgliedern, von denen neun ehrenamtlich und zwei
hauptamtlich tátig sind. 2Von den ehrenamtlichen Mitgliedern gehören drei dem Kreis
der Versicherten und sechs dem Kreis der Beteiligten (S 11), davon mindestens vier
dem Kreis der Gewährleistungsträger (S l1 Abs. z), an.3Ein hauptamtliches Vor-
standsmitglied soll die Befähigung zum Richteramt oder höheren Venrualtungsdienst
besitzen.

(2) lDie Mitglieder des Vorstands werden vom Venvaltungsrat gewählt. 2Die Wahl bedarf
einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Venrualtungsratsmitglieder; vom drit-
ten Wahlgang an genügt die einfache Mehrheit, 3Die ehrenamtlichen Mitglieder des
Vorstands werden auf die Dauer von sechs Jahren gewählt. aVon ihnen scheiden alle
zwei Jahre drei Mitglieder aus, davon ein Mitglied aus dem Kreis der Versicherten.
sWiedenryahl ist zulässig. 65 3 Abs. I gilt entsprechend.

(3) lDie Wahl der ehrenamtlichen Mitglieder des Vorstands erfolgt auf Vorschlag eines
Ausschusses, dem angehören
a) der Vertreter der aufsichtfúhrenden Kirche (S 9 Abs, 1) als Vorsitzender,
b) der Vorsitzende des Verwaltungsrats,
c) vier vom Venrualtungsrat aus seiner Mitte Gewählte, von denen zwei dem Kreis der

Versicherten angehören, die beiden anderen die gewährleistenden Kirchen vertre-
ten,

d) der Vorsitzende des Vorstands oder ein vom Vorstand bestimmtes anderes
Vorstandsmitglied.

2lm Falle der Verhinderung werden vertreten
der Vorsitzende des Venrualtungsrats durch seinen Stellvertreter,
die aus der Mitte des Venryaltungsrats Gewählten durch Stellvertreter.

(4) Die Wahl der hauptamtlichen Mitglieder des Vorstands erfolgt auf Vorschlag des
Vorstands.
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(5)

(6)

(7)

lDer Vorstand bestellt aus der Mitte der ehrenamtlichen lr/itglieder den Vorsitzenden

sowie einen ersten und einen zweiten stellvertretenden Vorsitzenden. 2Die Bestellung

erfolgt für die Dauer ìhrer Wahlzeit; vorzeitige Abberufung ist mit einer Mehrheit von

zweibriüeln der satzungsmäßigen Zahl der Mitglieder des Vorstands zulässig.

Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn außer dem Vorsitzenden oder einem seiner

Stellvertreter mindestens fünf Mitglieder des Vorstands anwesend sind'

lDer Vorstand entscheidet mit Stimmenmehrheit. 2Bei Stimmengleichheit entscheidet

die Stimme des Vorsitzenden.

(g) Scheidet ein ehrenamtliches Mitglied des Vorstands vorzeitig aus dem Vorstand aus'

so ist für den Rest der Wahlzeit des Ausgeschiedenen ein neues ehrenamtliches Mit-

glied des Vorstands nach Absatz 2 und 3 in der nächsten Sitzung des Verualtungs-

rats zu wählen.

S4a
Rechtliche Stellung des Vorstands

und seine Aufgaben

chen Prüfungen der Kasse.

(2) Die hauptamtlichen Mitglieder des Vorstands fÜhren die laufenden Geschäfte'

(3) Erklärungen, welche die Kasse anderen gegenüber verpflichten, und Vollmachten

sind namens der Kasse von dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter und einem

weiteren Mitglied des Vorstands zu unterzeichnen, soweit es sich nicht um Verpflich-

tungserklärungen des laufenden Geschäftsverkehrs handelt

(4) Der Vorstand erlâsst eine Geschäftsordnung, in der insbesondere die Führung der

laufenden Geschäfte zu regeln ist.
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s4b
Sitzungen des Vorstands

(1 ) lDie Sltzungen des Vorstands finden nach Bedarf, mindestens jedoch viermal jm Jahr
statt. 2Wenn mindestens drei Mitglieder die Einberufung des Vorstands beantragen,
ist zu einer Sitzung einzuladen, die innerhalb eines Monats nach Eingang des Antrags
stattfinden muss.

(2) lDie Einladungen ergehen spätestens zehn Tage vorher unter Angabe der Bera-
tungsgegenstände. 2ln Ausnahmefällen kann die Frist auf drei Tage verkürzt werden.

(3) lDer Vorsitzende leitet die Sitzungen. 2Der Vorsitzende des Verwaltungsrats und der
Vertreter der aufsichtführenden Kirche haben das Recht, an den Sitzungen des Vor-
stands mit beratender Stimme teilzunehmen; sie sind einzuladen.

(4) 1Über die Sitzungen werden Niederschriften gefertigt. 2Sie sind vom Vorsitzenden zu
unterschreiben und vom Vorstand zu genehmigen.

(5) ln dringenden Fällen kann der Vorsitzende außerhalb einer Sitzung eine schrlftliche
Beschlussfassung des Vorstands herbeiführen, wenn kein widerspruch erfolgt.

s5
Beschlüsse des Verwaltungsrats

und des Vorstands

(1) rBei Beratung und Abstimmung im Venrualtungsrat oder Vorstand dürfen Personen
nicht anwesend sein, bei denen ein Widerstreit der lnteressen möglich ist. 2ln

Zweifelsfällen entscheidet das Organ endgültig.

(2) lBeschlÜsse des Verwaltungsrats, die das Recht verletzen oder dem Wohl der Kasse
zuwiderlaufen, hat der Vorstand mjt aufschiebender Wirkung zu beanstanden. 2über
die Beanstandung ist vom Verwaltungsrat erneut zu entscheiden. 3Der Vorstand kann
velangen, dass die Entscheidung in elner neu anzuberaumenden Sitzung getroffen
wird.

(3) lBeschlússe des Vorstands, die das Recht verletzen oder dem Wohl der Kasse zuwi-
derlaufen, hat der Vorsitzende des Vorstands mit aufschiebender Wirkung zu bean-
standen. 2Über die Beanstandung ist vom Vorstand erneut zu entscheidenl 3Der Vor-
sitzende kann verlangen, dass die Entscheldung in einer neu anzuberaumenden Sit-
zung getroffen wird.
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(1)

(4)

(1)

(2)

(3)

(2)

(3)

s6
Aufgaben des Verantwortlichen Aktuars

lDer Verantwortliche Aktuar hat jährlich die Finanzlage der Kasse daraufhin zu über-

prüfen, ob die dauernde ErfÜllbarkeit der eingegangenen Verpflichtungen der Kasse

gewährleistet ist, und hierüber dem Vorstand und dem Verualtungsrat zu berichten.
,Er hat unter der Bilanz zu bestätigen, dass die Deckungsrückstellungen fÜr die
pflichtversicherung und die freiwillige Versicherung dem versicherungstechnischen

Geschäftsplan der Kasse entsprechen.

Sobald er bei der Erfüllung der ihm obliegenden Aufgaben erkennt, dass die Voraus-

setzungen für die Bestätigung nach Absatz 1 nicht oder nur eingeschränkt vorliegen,

hat er den Vorstand und, wenn dieser der Beanstandung nicht unverzüglich abhilft,

den Venrualtungsrat zu unterrichten.

Er hat dem Vorstand die Überschússe auf der Grundlage einer versicherungstechni-

schen Bilanz, die auf anerkannten versicherungsmathematischen Grundsätzen be-

ruht, zu ermitteln und Vorschläge fur die Venruendung von Uberschussen vorzulegen.

Der Vorstand der Kasse ist verpflichtet, dem Verantwortlichen Aktuar såmtliche lnfor-

mationen zugänglich zu machen, die zur ordnungsgemäßen Erledigung seiner Auf-

gaben gemäß Absatz 1 bis 3 erforderlich sind.

s7
Schiedsgericht

lDie aufsichtführende Kirche (S 9 Abs. 1) bestellt im Einvernehmen mit dem Venrual-

tungsrat auf die Dauer von fÜnf Jahren ein Schiedsgerìcht, das aus dem Vorsitzenden

und zwei Beisitzern besteht. 2Für jedes Mìtglied ist ein erster und ein zweiter Stellver-

treter zu bestellen.

lDer Vorsitzende und seine Vertreter mÜssen die Befåhigung zum Richteramt oder

zum höheren Verwaltungsdienst besitzen. 2Ein Beisitzer muss dem Kreis der Arbeit-

geber, der andere dem Kreis der Versicherten angehören; die Beisitzer mÜssen in ei-

nem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnìs zu einem Beteiligten oder Gewährleis-

tungsträger (S 11 Abs.2) stehen oder Pflichtversicherte bei der Kasse sein.3Der Ein-

tritt in den Ruhestand oder der Eintritt des Versicherungsfalles beendet die Mitglied-

schaft im Schiedsgericht während der laufenden Amtsperiode nicht.

Das Schiedsgericht führt seine Geschäfte nach einer vom Vorsitzenden im Einver-

nehmen mit dem Vorstand aufgestellten Verfahrensordnung, die der Genehmigung

der Aufsicht ($ 9 Abs. 1) bedad.

Das Schiedsgerìcht bleibt im Amt, bis ein neues Schiedsgericht bestellt ist.(4)
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s8
Rechtsstellung der Mitglieder der
Organe und des Schiedsgerichts

(1) Mitglied des Ven¡valtungsrats, des Vorstands und des Schiedsgerichts kann nur ein
Gemeindeglied der beteiligten Kirchen sein, das für das Amt eines Kirchenvorstehers
(Presbyters) befähigt ist.

(2) Die gleichzeitige Mitgliedschaft in den Organen und im Schiedsgericht ist nicht zuläs-
stg.

(3) lDie ehrenamtlichen Mitglieder der organe der Kasse, der Ausschüsse und des
Schiedsgerichts erhalten für die Teilnahme an einer Sitzung Ersatz ihrer Reisekosten
und anstelle des Tagesgeldes ein Sitzungsgeld, dessen Höhe der Vorstand bestimmt.
2Etwaìger Verdienstausfall wird erstattet. 3lhnen durfen keine Darlehen gewährt wer-
den. aBei Sitzungen des Verualtungsrats erhalten die Mitglieder des Venryaltungsrats
je Sitzungstag mindestens ein volles Tagegeld. sWird ein Mitglied des Vorstands mit
Aufgaben betraut, die es in außergewöhnlicher weise beanspruchen, so kann eine
angemessene Entschàdigung gewährt werden.

SBa
Mitarbeiter der Kasse

lDas Arbeitsverhältnis der Mitarbeiter wird durch Dienstvertrag geregelt. 2Auf das Ar-
beitsverhältnis finden die für die kirchlichen Mitarbeiter im Bereich der Evangelischen
Kirche in Hessen und Nassau geltenden Bestimmungen in der jeweils gültigen Fas-
sung entsprechende Anwendung.

se
Aufsicht

(1 ) lDie Kirchenleitung der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau führt für die
Gewährleistungsträger die Aufsicht über die Kasse, soweit sich nicht aus dieser Sat-
zung Abweichungen ergeben. 2Sie hat das Recht, jederzeit Auskunft zu verlangen und
Einsicht in die Unterlagen der Kasse zu nehmen. 3Hierbei kann sie sich ihres Rech-
nungsprüfungsamts oder eines anderen Beauftragten bedienen.

(2) Die Versicherungsaufsicht über die Kasse führt das zuständige Ministerium des Lan-
des Hessen,

14



(1)

(2)

(3)

s10
Auflösung der Kasse

Die Auflösung der Kasse bedarf der Beschlussfassung durch den Venrualtungsrat

isã a nos. 1 Buchst. j) sowie der Genehmigung der Versicherungsaufsicht (s 9

Abs. 2) und sämtlicher Gewährleistungsträçer'

llm Falle der Auflösung erlöschen alle Versicherungen 2Neue Versicherungen dürfen

nicht mehr begrÜndet oder Übernommen werden'

lNach der Auflösung findet die

gegenuber Dritten (Nichtversic

sprüche der RentenemPfänger
tungen oder bis zum 31

sicherzustellen und dann die A

auf diese Leistungen abzufinden' 4Aus

Ansprüche der Rentenempfänger hinsichtlich anderer als der in satz 3 angefÜhrten

Leistungsteile abzuf inden.

Zweiter Teil
Versicherungsverhältn¡sse

Abschnitt I

Das Beteiligungsverhältn¡s

s 11

Voraussetzungen der Beteiligung

Beteiligte kÖnnen aufgrund einer mit der Kasse abgeschlossenen Beteiligungsverein-

barung folgende Arbeitgeber sein:

ãi kitän"ñ reformatoriðchen Bekenntnisses und Zusammenschlüsse solcher Kirchen

mit ihren sämtlichen Rechtsträgern'

O) Jiakonische Werke, die ihnenãngeschlossenen Anstalten und Einrichtungen so-

wie sonstige selbständige diakonische Einrichtungen und Anstalten'

c) sonstige kirchliche Arbeitgeber.

lBeteiligungsvereinbarungen setzen die Übern-ahme der Gewährleistung durch eine

r<¡rcne îorãus, die als Kðrperschaft des öffenllichen Rechts Kirchensteuerhoheit be-

siizl (Cewarrrteistungsträger). 2Dies gilt nicht für Vereinbarungen nach S 12.

Die Kasse kann Beteiligungen an weitere Bedingungen und Auflagen knupfen.

(1)

(2)

(3)

t5



s12
Fortsetzung von Beteiligungen

(l) Die Kasse kann mit einem Beteiligten, be¡ dem die Beteiligungsvoraussetzungen
entfallen, die Fortsetzung der Beteiligung vereinbaren.

(2) ln dieser Vereinbarung kann vorgesehen werden, dass nur sämtliche am Stichtag der
Beendigung der Beteiligung nach S 11 vorhandenen pflichtvers¡àf,erten Mitarbeiter
weiterhin zu versichern sind.

(2)

(4)

(1)

(t )

Die Vorschriften der satzung über die Beteiligung gelten entsprechend, soweit nicht
die Besonderheiten der Vereinbarung einer entspréchenden Anwendung entgegen-
stehen,

g12a
Gewährleistung

lDie Gewährleistungsträger haften gesamtschuldnerisch für die Erfüllung der Verblnd-
lichkeiten der Kasse. 2Dies gilt nicht für die Verbindlichkeiten aus Vãreinbarungen
nach S 12,

FÚr die ErfÜllung der Verbindlichkeiten der Kasse ist jeder Gewährleistungsträger im
Verhältnis zu den übrigen Gewährleistungsträgern zu dem Anteil verpflichtet, der dem
Verhältnis der monatlichen Rentenlast für die Leistungsempfänger seines personen_
kreises zur gesamten monatllchen Rentenlast der KasJe zu'Begiin des Geschäftsjah-
res entspricht; dabei bleiben Abfindungen unberucksichtigt.

s13
lnhalt der Beteiligung

lDas Beteiligungsverhältnis ist ein-privatrechtliches Versicherungsverhältnis zwischen
dem Arbeitgeber und der Kasse. 2sein lnhalt wird durch die Võrschriften dieser Sat-
zung bestimmt.
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(2) lDer Beteiligte ist verpflichtet, der.Kasse unentgeltlich über alle Umstände und Ver-

hältnisse Auskunft zu'erteilen, die fÜr den Vollzug der Vorschriften dieser satzung von

Bedeutung sind. 2Er ist insbesondere v

a) unverzÜglich seine sämtlichen der

bei der Kasse anzumelden und bei

b) der Kasse mitzuteilen, ob der Beitrag zur

der Entgeltumwandlung gezahlten Beiträgt

versteuertem oder unversteuertem Einkommen stammen'

c) seinen ti¡¡tarOeitàrn nach Ablauf iedes Kalenderjahres sowie beim Ende der

Pflichtversicherung einen Nachweis der Kasse Úber d

ihre tarif- oder arbãitsvertragliche Aufteilung auf Beteili

Rahmen der Entgeltumwandlung bezahlten Beiträge'

wie den Stand ihier jeweiligen Anwartschaft und das

Entgelt auszuhändigen,
d)seinenMitarbeitern"dievonderKassezurVerfügunggestelltenDruckschriften

auszuhändigen und gegebenenfalls zu erläutern'

e) der Kasse jãderzeit ÃuõXuntt über bestehende und frühere Arbeitsverhältnisse zu

erteìlen und ihiãine ör'tliche Prufung der V Versicherungs-

pflicht sowie der Entrichtung der Beiträge u gestatten'

f) bei Meldungen im elektronlschen Datenau sse erlassenen

Meldevorschriftenanzuwendenbzw.imschriftverkehrmitderKassedievonihr
herausgegebenen Formblatter zu benutzen'

(3) lDer Beteiligte ist verpflichtet, die fur die Pflichtversicherung geschuldeten Beiträge

sowie Sanierungsgelder fristgemäß zu entrichten. 2Während der Pflichtversicherung

werden die BeitragT zut trái*if ig"n Versicherung (S 67) vom Beteiligten an die Kasse

äOg;i,if'tt 3Zahluñgen sind miiden von der Kãsse vorgegebenen Buchungsschlüs-

seln zu versehen.

(4) lNach Ablauf jedes Kalenderjahres hat der Beteiligte der Kasse eine Jahresmeldung

für dìe einzelnen pJl¡crrtversicherten für die Beitrags- und sanierungsgeldabrechnung

,u übersenden, 2Die Jahresmeldung i rt nach Versicherungsabschnitten zu gliedern'

die die Berechnung der Anwartschaften ermöglichen'

/Ã\\u,, ge und Sanierungsgelder mÙssen der Kas-

Úbersendung an den Beteiligten ausgefüllt

Einzelfall verlängern 3FÙr jeden Tag' um den

sse einen Betrag von 25 Euro von dem Betei-

ligten fordern.

17



s14
Beendigung der Beteitigung

(1) Die Beteiligung endet,
a) wenn der Beteiligte aufgelöst oder in eine andere juristische person ùbergeführt

wird,
b) durch Kùndigung,

(3) Die Kundigung durch den Beteiligten ist zum Schluss eines Kalenderjahres mit
sechsmonatiger Frist zulässlg.

(4) Die Kùndigung ist schriftlich auszusprechen und förmlich zuzustellen.

(1)

(2)

s15
Ausgleichsbetrag

lDer

ante sgleichsbetrag in Höhe des

zu e SS Abs. i Satz 1 Buchst. c)

gen ischen Berechnungen erfol-

lDer Aus-gleichsbetrag ist innerhalb eines Monats nach Zugang der Entscheidung zu
zahlen' 2Die Kasse kann die Bezahrung unter Berechnung uón Znsun stunden.

Abschnitt ll
voraussetzungen und rnhart der versicherungsverhärtnisse

s16
Arten der Versicherungsverhältnisse

(1) lVersicherungsverhältnissesind

(

U

g e Versicherung, soweit sie nicht die im Rah_g Beiträge ersetzt.

1B



(2)

ren/dessen Hinterbliebene.

1. Die Pflichtversicherung

s17
Begründung der Pf lichtversicherung

lDie pflichtversicherung entsteht, falls die Voraussetzungen der Versicherungspflicht

(s$ 18 und 19) gegebe-n sind, mit dem Eingang der Anmeldung. 2sie beginnt zu dem

2ertpunxt, in dgm nach den Angaben in der Anmeldung die Voraussetzungen für die

Versicherungspflicht eingetreten sind.

s18
VersicherungsPflicht

(l) lDer Versicherungspflicht unterliegen, vorbehaltlich des S 19, vom Beginn des Arbeìt.

verhältnisses an die Mitarbeiter,

an der Zusatzversorgung durch Dienstvertrag vereinbart ìst'

ten.

(3) Diakonissen können aufgrund einer Sondervereinbarung versichert werden.

19



sls
Ausnahmen von der Versicherungspflicht

(1) Versicherungsfreisind Mitarbeiter, die

ten haben oder bei denen der Versicherungsfall der Betriebs_
nach S 43 SaIz2i. V. m, S 31 oder einer entsprechenden Vor_
einer Zusatzversorgungseinrichtung im Sinne von S 27 Abs. 1

f) Anspruch auf Übergangsversorgung nach Nr. 6 der sonderregelungen 2 n oder
Nr. 4 der Sonderregelungen 2 x zum Bundes-Angestelltentalrifvertrag besitzen
oder

20



i)imSinnedes$SAbs.lNr.2SGBlVgeringfÜgigbeschäftçtsindoder
ji aufgrund elner Mitgliedschaft bei einer.berufsständischen Versorgungseinrichtung

von der Versicheru-ngspflicht auf ihren Antrag hin befreit worden sind oder

k) nicht unter den Perõonenkreis des S 1 der Tarituerträge über die zusätzliche Al-

tersvorsorge der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes (ATV/ATV-K) fallen oder

fallen würden, wenn der éeteiligte einen dieser Tarifuerträge anwenden würde

oder
l) für dìe Dauer ihrer freiwilligen Mitgliedschaft beim Versorgungswerk der Presse

auf ihren schriftlichen AntrJg von dãr Pflicht zur Versicherung befreit worden sind;

wird der Antrag spätestens iwölf Monate nach Beginn der Pflicht zur Versicherung

gestellt, gilt die Pflichtversicherung als nicht entstanden'

(2) lMitärbeiter É'ìt 
"in"¡. 

wissenschaftlicñen Tätigkeit an Hochschulen oder Forschungs-

einrichtungen, die für ein auf nicht mehr ats tUnt Jahre befristetes Arbeitsverhältnis

eingestelliwerden und die bisher keine Pfl Zusatzver-

.or[rng zurÜckgelegt haben, sind auf ihre Pflicht zur

verõicnãrung zu-oetåien. 2Der Antrag kann n nach Be-

ginn des Arbeitsverhältnisses gestellt werd verlängert

ãder fortgesetzt, beginnt die PfÍchtversicherung mit dem Ersten des Monats' ìn dem

die Verlängerrng oã"r Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses über fÜnf Jahre hinaus

vereinbart wurde; eine rückwirkenðe Pflichtversicherung von Beginn des Arbeitsver-

hältnìsses an ist ausgeschlossen.

(3) Absatz 1 Buchst. a und b gilt nicht fÜr den Mitarbeiter, der nur Anspruch auf witwen-'

Witwer- oder Waisengeld oãer einen entsprechenden Unterhaltungsbeitrag hat'

(4) lFur Mitarbeiter, die nach Absatz 1 nicht der Versicherungspflicht unterliegen' kann

die Teilnahme an der Zusatzversorgung im Arbeitsvertrag ausdrucklich vereinbart

werden. 2Diese Vereinbarung bedarf dei schriftlichen Zustimmung der Kasse 3Die

Zustimmung kann mit Auflagen und Bedingungen verbunden werden.

s20
Ende der Versicherungspf licht

Die Versicherungspflicht endet mit der Beendìgung des Beschäftigungsverhältnlsses

oder in dem Zeiþunkt, in dem ihre Voraussetzungen entfallen'
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(1)

(2)

s21
Beitragsf reie pf lichtversicherung

Die bei rung endet bei Eintritt des Versicherungsfalles, über_leitung auf eine andere Zusatzversorgungseiniichtung, Tod,Erlösch r bei Beginn einer erneuten pfliòhtversicherung

s22
Ausbildungsverhältnisse

Auszubildende im Sinne der Satzung sind

a) Auszubildende, die unter den Manteltarifvertrag für Auszubildende vom 6. De_
zember 1974 l:zw. unter den Manteltarifvertiag für Auszubildende (Mantel-
WAzubi-O)vom b. März 1991

liche Arbeitsrechtsregelun-
eine dieser kirchlichen Ar-
rituefträge oder kirchlichen
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2. Die f reiwillige Versicherung

s23
Begründung der freiwilligen Versicherung

(1) lAuf Antrag kann von Mitarbeitern oder für sie durch den Betelligten eine freiwillige

Versicherung Oegrúnáet werden. 2Der Antrag bedarf der Annahmeerklärung durch die

Kasse.

(2) Die freiwillige Versicherung beginnt mit dem Ersten des Monats' in dem der Antrag

eingegangen ist.

(3) Die Mitversicherung von Hinterbliebenenleistungen u ei Er-

werbsminderung ka-nn bei Begründung der freiwiltigen einem

späteren Zeitpunkt .it WitXrni fúr die ukunft auf schri Versi-

cherten ausgeschlossen werden'

(4\lDiefreiwilliqeVersicherungkannalsHöherversicherungZUlPflichtversicherungbe-\ri 
;ñä *"ä;. ,D" R;s;tungen für die pftichtversicherung getten entsprechend,

soweit nichts Besonderes geregelt ist

(5) lNach Beendigung der Beschäftigung kann die freiwillige Versicherung fortgesetzt

werden. ,Die Forts'etzung ist inneñalÙ , iner Ausschlussfrist von drei Monaten nach

Beendigung der Beschäfîigung zu beantragen. 3Der Antrag bedarf der Annahmeerklá-

rung durch die Kasse.

s24
Beitragsfreie freiwillige Versicherung

(1) Die freiwillige Versicherung kann durch.schriftliche Erklärung der Versicherungsneh-

merln/des Versicfrerungtnãf,t"rt zum Monatsende beitragsfre¡ gestellt werden; sie

wird spátestens m¡ Abiauf des Monats beitragsfreì gestellt' für den der letzte Beitrag

entrichtet worden ist.

(2) Die freiwillige Versicherung wird mit Ablauf des Monats, für den der letzte Beitrag

entrichtet worden-isi, beitågsfrei gestellt, wenn die/der Versicherte mit ihren/seinen

Beiträgen für drei Monate im verzug ist und den RÜckstand nicht innerhalb einer von

der Kasse gesetzten Frist begleicht'
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(1)

(2)

lr )

s2s
Kündigung der freiwilligen Versicherung

lm Falle der Kündigung behàlt die/der Versicherte ihre/seine bis zur Kündigung er_
worbene Anwartschaft, solange sie/er nicht die Erstattung ihrer/seiner BeitøgJver-
langt.

s26
Ende der freiwilligen Versicherung

Die freiwillige Versicherung endet außer im Falle der Kündigung auch bei Eintritt des
Versicherungsfalles, überleitung der freiwilligen Versicheruñg sãwie oeiioo der Ver-
sicherungsnehmerin/des Versicherungsnehmers.

3. Überteitung

827
Abschluss von überleitungsabkommen

lDie Kasse kann durch überreitungsabkommen mit anderen Zusatzversorgungsein-
rrchtungen vereinbaren, dass
a) Versicherungszeiten bei diesen Einrichtungen für die Erfullung der Wartezeiten als

Versicherungszeiten bei der Kasse gelten,
b) die bei diesen Einrichtungen envórbenen Versorgungspunkte aus der pflicht_

versicherung und der freiwilligen Versicherung naóh õinem Arbeitoebenruechsel
auf die neu zuständige Kasse übertragen werden. Die übertraguÀõ-uon Versor_gungspunkten kann bis zum Eintritt des versorgungsfalles autgeicrróoen werden.
Versorgungspunkte nehmen an der Überschussverteilung beider annehmenden
Kasse erst ab dem Zeitpunkt teir, zu dem der versicheru-ngsmathematische Bar_
wert Ùbertragen worden ist. Die weiteren Einzelheiten sin¿ ì-n üOerleitungsabkom-
men zu regeln.

zusatzversorgungseinrichtungen im sinne von satz .l sind die ordenflichen Mitgliederder Arbeitsgemeinschaft kommunare und kirchriche nltersversoçunõ rnrnl ". 
v.- Fachvereinigung Zusatzversorgung - und die Versorgungsanst"it àJ. àundes und

der Länder.
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(2) lMit zwischenstaatlichen und überstaatlichen

stalt der deutschen Bundespost, der Bahnver

sorgungsanstalt der deutschen Bühnen und

Kuliuroichester kann im Rahmen von Abkom
mathematische Ban¡vert der vor dem

übertragen wird; bei einer Übertra-

reiwillige Versicherung entgegengenommen'

eiten ãuf Wartezeiten gilt Absatz 1 Buchst a

entsPrechend,

(3) Von sonstigen Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung kann der versiche-
\-/ 

rungsmatnðmatische Baritert der bisher erworbenen Anwartschaften als freiwillige

Verõicherung entgegengenommen werden'

s28

Einzelüberle¡tungen

(1) 1D¡e Uberleitung mit Zusatzversorgungseinrichtungen im Slnne von S 27 Abs l findet

StALt

a) bei einem Pflichtversicherten, dessen frühere Pflichtversìcherung ohne Eintritt des

Versicherung.täir"' éà"noet hat, mit dem Zeitpunkt der Begründung der neuerli-

chen Pf lichtversicherung,
b) bei einem Pflichtversic-Àerten, der aus seiner frÜheren Versicherung einen An-

spruch aut getiieúsrente besitzt, mit dem Zeitpunkt der BegrÜndung der neuerli-

chen pflichtveisicherung ohne Rücksicht darauf, ob die andere Zusatzversor-

gungseinri rente weitergewährt'

c¡ óei ãinem , der gleichzeitig bei ersor-

gungseinrì hert ist, wenn diese Pfl ohne

Rücksicht die andere Zusalzver n An-

spruch auf Betriebsrente entstanden ist,

d) bei einem tr¡itärbãit"i, 0....n Beschâftigungsverhaltnis beidem Beteiligten nach

Erreichen e¡nes ãie úersicherungsoflichi ausschließenden Alters begrundet wor-

d
U

s
e

satzversorgungseinrichtung eine Betriebsrente gewährt'

2Die Überleitung wird nur auf Antrag der/des Versicherten, im Falle des Satzes 1

Buchst. o des tr¿itaióáiters, ourcrrgefü-hrt. 3Die/der Versicherte oder der Mitarbeiter hat

den Antrag bei Eintritt der Voraussetzungen des Satzes 1 unverzÜglich zu stellen aDie

weiteren Elnzelheiten sind im Überleitungsabkommen zu regeln.
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(2) Renten, die eine andere Zusatzversorgungseinrichtung gewährt hat oder gewährt,gelten nach Durchfuhrung oer überleitung als von der Kasse gewährt; insoweit gilt
auch der Versicherungsfall, auf dem die Rentenzahlung beruht, ãs oel oãr Kasse ein_getreten.

ü berteitu n g o" ¡ r"""" nT19" hset des A rbe irgebers

Dritter Teit
Versicherungsleistun gen

Abschnitt I

Betriebsrenten

s30
Rentenaften

Die Kasse zahlt als Betriebsrenlen:
a) Altersrenten für Versicherte,
b) Erwerbsminderungsrenten fürVersicherte,
c) Hinterbliebenenrenten fur witwen, witwer und waisen der Versicherten
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s31
Versicherungsfall und Rentenbeginn

(1) en Alters aus der Pflìchtversicherung trìtt am Ersten des

r Anspruch auf gesetzliche Rente wegen Alters als Vollren-

ist durch Bescheid des Trägers der gesetzlichen Renten-

versicherung nachzuweisen'

(2) 
:l"T:Ëfi:JH:3'Jli ffi'u;:i
es Beschäftigungsverhältnisses

jahres mindert sich die Leistung um 0,3 v. H. 
vor Vollendung des 65 Lebens-

(3) lDer bzw. wegen er

En¡ue , von dem an e-

setzli ilweiser oder e-

rung des Trägers n-

tenversicherung nachzuweìsen.

Kasse folgt.

s32
Wartezeit

lBetriebsrenten werden erst nach ErfÜllung der Wartezeit von 60 Kalendermonaten

gewährt. 2Dabei wird jeder Kalendermonat berÜcksichtigt, für den mindestens fÜr ei-

ñen tag Aufwendungen für die Pflichtversicherung nach $ 61 Buchst. a erbracht wur-

den. tBìs zum 31 . Dezember 2000 nach dem bisherigen Recht als Umlagemonate zu

berücksichtigende Zeiten zählen für die Erfüllung der Wartezeit. aFür die Erfüllung der

Wartezeit werden Versicherungsverhältnisse bei Zusatzversorgungseinrichtungen

nach S 27 zusammengerechnet.

lDie Wartezeit gilt als erfüllt, wenn der Versicherungsfall durch einen Arbeitsunfall

eingetreten ist, ãer im Zusammenhang mit dem die Pflicht zur Versicherung begrÜn-

¿enden Beschäftigungsverhältnis steht oder wenn die/der Versicherte infolge eines

solchen Arbeitsunfalls gestorben ist. 2Das Vorliegen eines Arbeitsunfalls ist durch Be-

scheid des Trägers der gesetzlichen unfallversicherung nachzuweisen.

(1)

(2)



(3) ln den Fällen des S 7 Abs. 5 des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder
des Deutschen Bundestages und entsprechender gesetzlicher Vorschriften werden
Zeiten einer nach dem Beginn der Pflichtversicherung liegenden Mitgliedschaft im
Deutschen Bundestag, im Europäischen Parlament oder in dem Parlament eines
Landes auf die Wartezeit angerechnet.

(4) FÙr Betriebsrenten aus freiwilligen Versicherungen lst keine Wartezeit erforderlich.

s33
Höhe der Betriebsrente

(1) Die monatliche Betriebsrente errechnet sich aus der Summe der bis zum Beginn der
Betriebsrente (S 31 Satz 4) enruorbenen Versorgungspunkte (ss 34, 72 Abs. 1-satz 2),
multipliziert mit dem Messbetrag von vier Euro.

(2) Die Betriebsrente wegen teilweiser Erwerbsminderung beträgt die Hälfte der Betriebs-
rente, die sich nach Absatz i bei voller Enruerbsminderung eçeben wùrde.

(3) Bei der Ermittlung der Betriebsrente wegen Enryerbsminderung bleiben die Rententeile
unberücksichtigt, denen Versorgungspunkte zugrunde liegen, für die eine Mitversiche-
rung der Enryerbsminderung im Rahmen der freiwilligen Versicherung ausgeschlossen
wurde.

(4) lDie Betriebsrente mindert sich für jeden Monat, für den der Zugangsfaktor nach S 77
sGB vl herabgesetzt ist, um 0,3 v. H., höchstens jedoch um insgesamt 10,g v. H.2Diese Begrenzung gilt nicht in den Fällen des S 31 Abs. 2 Satz 2.

(1)

s34
Versorgungspunkte

lVersorgungspunkte ergeben sich
a) für das zusatzversorgungspflichtige Entgelt (S 62),
b) für freiwillige Beiträge - einschließlich der Altersvorsorgezulage im sinne der sS 79

ff. EStc - (s 0z¡,
c) für soziale Komponenten (S 35) und
d) als Bonuspunkte (SS 66 und 68).

2Die Versorgungspunkte nach satz 1 Buchst. a und b werden jeweils zum Ende des
Kalenderjahres bzw. zum Zeitpunkt der Beendigung des BeschâTtigungsverhältnisses
festgestellt und dem Versorgungskonto gutgeschrieben; die Feststeilung und Gut-
schrift der Bonuspunkte erfolgt zum Ende des folgenden Kalenderjahres.sVersorgungspunkte werden jeweils auf zwei Nachkommaðtellen unter gemeinübli-
cher Rundung berechnet.
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hen, die in voller HÖhe zustehen. 3liegt dìe Beitragslei Satz 1

unter 4 v. H. des zusatzversorgungspfl¡chtigen Entgelt eistete

Beitrag durch den Regelbeitrag von 480 Euro geteilt r nach

Absatz 3 multipliziert.

(3) Der Altersfaktor in der jährliche Verzinsung von

3,25 v. H. während der ' H' während des Renten-

bezuges und richtet sic gìlt als Alter die Differenz

zwischen dem jeweilige :

Alters-
faktor

Alters-
faktor

AlterAlters-
faktor

AlterAlters-
faktor

AlterAlter

1,041 1,5 53t13,1 2917

54 1,042 1,430 2,018 3,0

.l,0
1,4 552,0 432,9 3119

56 1,044 1,31,920 2,8

0,945 1,3 5733 1,921 2,7

0,91,3 581,8 462,6 3422

59 0,947 1,235 1,723 ¿,c

0,948 1,2 6036 1,724 2,4

0,91,2 611,6 492,4 3725

62 0,81,6 50 1,12,3 38¿o

0,81,1 63ao 1,6 5127 )2

1,1 64 und
älter

0,8t,Ð 52t) 4028
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(4)

v H. und für weibliche Versicherte um s v. H. erhöht. 3soweit das Erwerbsminde-rungs , erhöhen sich die Versorgungspunkte fùr dieseBeiträ H. aDer Erhöhungssatz veimiñOert sich für jedes
weiter Prozentpunkt.

s35
Soziale Komponenten

(1) Für jeden vollen Kalendermonat ohne Arbeitsentgelt, in dem das Arbeitsverhältnis
wegen einer E es Bundeserziehungsgeldgesetzes ruht, werden fur
jedes Kind, fu auf Elternzeit besteht, die Versorgungspunkte be_
rücksichtigt, d satzversorgungspflichtigen Entgelt von S00 Euro in
diesem Monat

(2) lBei Eintritt des Versicherungsfalles wegen teil bsminderung
vor Vollendung des 60. Lebensjahres werden pf ls zwölf volle,
bis zur Vollendung des 60. Lebensjahres fehle viele Versor_
gungspunkte hinzugerechnet, wie dies dem Verhältnis von durchschnittlichem monat-

(3) lBei Beschäftigten, die am 1, Januar 2OO2 bereits 20 Jahre pflichtversichert sind,
werden fÜr jedes volle Kalenderjahr der Pflichtversicherung bis zum 31. Dezember
2001 mindestens 1,84 Versorgungspunkte berúcksichtigt. 2Bei Beschäftigten, deren
Gesamtbeschäftigungsquotient am 31. Dezember 2001 kleiner als .l 

,O ist, gilt Satz j
entsprechend mit der Maßgabe, dass der Faktor 1,g4 mit dem am 31. Dezember
2001 maßgebenden Gesamtbeschäftigungsquotienten multipliziert wird

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für die freiwillige Versicherung.
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(1)

(.i)

(4)

(2)

s36
Betriebsrente f ür Hinterbliebene

lstirbt eine/ein Versicherte/r, die/der die Wartezeit (S 32) erfÜllt hat, oder eine/ein Be-

triebsrentenberechtigte/r, hat d erbliebene Ehegatte

Anspruch auf eine kleine oder itwer' wenn und so-

lange ein Anspruch auf witwen Rentenversicherung

besteht oder bestehen würde, Ehegatten durchge-

führt worden wàre. 2Art (kleine/große Betriebsrenten für Witwen/Witwer), Höhe (pro-

zentualer Bemessungssatz) und Dauer des Anspruchs richten sich - soweit nachste-

hend keine abweichenden Regelungen getroffen sind - nach den entsprechenden

Bestimmungen der gesetzlichen Rentenversicherung. 3Bemessungsgrundlage der

Betriebsrenten für Hinterbliebene ist jeweils die Betriebsrente, die die/der Verstorbene

srente fur WitwenÂffitwer besteht nicht, wenn die Ehe mit der/dem

als zwölf Monate gedauert hat, es sei denn, dass nach den be-

des Falles die Annahme nicht gerechtfertigt ist, dass es der alleini-

ge oder überwiegende Zweck der Heirat war, der Witwe/dem Witwer eine Betriebsrente

zu verschaffen. 2Dies gilt nicht fÜr die freiwillige Versicherung.

lWitwen-/Witwerrente und Waisenrenten dürfen zusammen den Betrag der ihrer Berech-

nung zugrunde liegenden Betriebsrente nicht übersteigen. 2Ergeben die Hinterbliebenen-

rentén in der Summe einen höheren Betrag, werden sie anteilig gekurzt. 3Erlischt eine der

anteilìg geküzten Hinterbliebenenrenten, erhöhen sich die verbleibenden Hinterbliebe-

nenreñten vom Beginn des folgenden Monats entsprechend, jedoch höchstens bis zum

vollen Betrag der Betriebsrente der/des Verstorbenen.

Bei der Ermittlung der Hinterbliebenenrente aus der freiwilligen Versicherung bleiben die

Rententeile unberücksichtigt, denen Versorgungspunkte zugrunde liegen, für die eine

Mitversicherung von Hinterbliebenenrenten ausgeschlossen wurde.

s37
Anpassung der Betriebsrenten

Die Betriebsrenten werden jeweils zum 1. Juli - erstmals ab dem Jahr 2002 - um

1 v. H. ihres Betrages erhÖht.
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(2)

(3)

(1)

(4)

s38
Neuberechnung

Die Betriebsrente ist neu zu berechnen, wenn bei einem Betriebsrentenberechtigten
ein neuer versicherungsfall eintritt und seit dem Beginn der Betriebsrente aufgrund
des frÜheren Versicherungsfalles zusätzliche Versorgungspunkte zu berücksichligen
sind.

Durch sherige.Betriebsrente um den Betrag erhöht, der
sich al neu zu berücksichtigenden Versorgungspunkte
ergibt; ungspunkte wird der Abschlagsfaktôr nach $ 33
Abs 4

lWird aus einer Betriebsrente wegen teilweiser En¡rerbsminderung eine Betriebsrente
wegen voller Erwerbsminderung oder wegen Alters, wird die bisher nach S 33 Abs, 2

Für Hinterbliebene gilt Absatz 3 entsprechend.

s3e
Nichtzahlung und Ruhen

(1 ) lDie Betriebsrente wird von dem Zeitpunkt an nicht gezahlt, von dem an die Rente
wegen Alters aus der gesetzlichen Rentenversicherung nach S 100 Abs. 3 Satz 1 in
Verbindung mit S 34 Abs. 2 SGB Vl endet. 2Die Betriebsrente ist auf Antrag vom Ers-
ten des Monats an wieder zu zahlen, für den der/dem Rentenberechtigten die Rente
wegen Alters aus der gesetzlichen Rentenversicherung wieder geleistet wird.

(2) lst der Versicherungsfall wegen voller oder teilweiser En¡verbsminderung eingetreten
und wird die Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung wegen Hinzuverdienstes
nicht oder nur zu einem Anteil gezahlt, wird auch die Betriebsrente nicht oder nur in
Höhe eines entsprechenden Anteils gezahlt,

(3) Die Betriebsrente ruht, solange die Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung
ganz oder teilweise versagt wird.

(4) lDie Betriebsrente ruht ferner, solange die/der Berechtigte ihren/seinen Wohnsitz oder
dauernden Aufenthalt außerhalb eines Mitgliedstaates der Europäischen Union hat
und trotz Aufforderung der Kasse keine Empfangsbevollmächtigte/keinen Empfangs-
bevollmächtigten im lnland bestellt, 2Die Kasse kann Ausnahmen zulassen.

32



(6)

(7\

(1)

(2)

(5) Die Betriebsrente ruht ferner in HÖhe des Beirages des fÜr die Zeit nach dem Beginn
ichen Krankenversiche-
Rente wegen teilweiser
n voller En¡verbsminde-
er Krankenversicherung

zu erstatten ist.

Für Hinterbliebene gelten die Vorschriften der gesetzlichen Rentenversicherung über

das Zusammentreffen von Rente und Einkommen entsprechend mit der Maßgabe,

dass eventuelle Freibeträge sowie das Einkommen, das auf die Rente aus der gesetz-

lichen Rentenversicherung angerechnet wird, unberÜcksichtigt bleiben.

Die Absätze 1 bis 6 gelten nicht fÜr Leistungen aus der freiwilligen Versicherung.

s40
Erlöschen

rente verPf lìchtet ist.

(2) lDer Anspruch auf Betriebsrente für Witwen/Witwer erlischt im Übrigen mit Ablauf des

Monats, in dem die Witwe/der Witwer geheiratet hat. 2Für das Wiederaufleben der Be-

triebsrente für WitwenAlVitwer gilt S 46 Abs. 3 SGB Vl entsprechend'

(3) Absatz 2 gilt nicht für die freiwillige Versicherung.

s41
Abfindungen

lBetriebsrenten, die einen Monatsbetrag von 30 Euro nicht

abgefunden. î/Vurden Betriebsrentenanteile nach SS 10 a' 79

die Betriebsrente nach Satz 1 nur auf Antrag der/des Betrieb

gefunden.

lBetriebsrentenanteile aus der freiwilligen Versicherung können auf Antrag der/des

Betriebsrentenberechtigten abgefunden werden. 2Überschreiten dabei die Betriebs-

rentenanteile aus der Pflichtversicherung nicht den Betrag nach Absatz 1 Satz 1, wird

auch dieser Anteil mit abgefunden.
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(3) lDie Abfindung kann nur innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs Monaten nach
Zugang der Entscheidung über den Antrag auf Betriebsrente (S 46 Abs. 1) beantragt
werden. 2Der Abfindungsbetrag wird berechnet, indem die Rente, die der/dem Be-
rechtigten im Zeitpunkt des Entstehens des Anspruchs zustand, mit einem in den
nachstehenden Tabellen genannten, dem Lebensalter entsprechenden Faktor verviel-
facht wird. sNach Entstehen des Anspruchs auf Betriebsrente gezahlte Leistungen
werden auf den Abfindungsbetrag angerechnet.

a) Betriebsrente für Versicherte:

Alter des Be-
rechtigten beim
Entstehen des

Anspruchs

Faktor

30 192
31 192
ó¿ 193

193
34 194
35 194
36 194

194
\tÕ 194
39 193
40 193
41 193
42 193
43 192

Alter des Be-
rechtigten beim
Entstehen des

Anspruchs

Faktor

44 192
45 192
46 191

47 191

48 190
49 190

50 189
5t 189
52 188

187

54 186
55 185
56 184
57 182

Alter des Be-
rechtigten beim
Entstehen des

Anspruchs

Faktor

tro 181

59 179
60 176
61 174
62 171
63 168
64 165
65 161

oo 157
ot 153
68 149
69 145
70 141

b) Betriebsrente für Witwen und Witwer

Alter des Be-
rechtigten beim
Entstehen des

Anspruchs

Faktor

20 243
21 242

241

¿ó 240
24 239
25 237
26 236
aa 235
¿(t 233

Alter des Be-
rechtigten beim
Entstehen des

Anspruchs

Faktor

29 232
30 230
o1 228
ó¿ 226
.J.J 224
34 223
35 221

36 219
J/ 216

Alter des Be-
rechtigten beim
Entstehen des

Anspruchs

Faktor

38 214
ao 212
40 210
41 208
4¿ 205
43 203
44 201
45 198
4b 196

34



19347
19148
18849

50 185
18251

18052
17753

54 174
17155
16856

57 165

58 to¿
15859
.155

60
61 152

14862
14563
14164

c) Betriebsrente für Waisen

Alter des Be-
rechtigten beim
Entstehen des

Ansoruchs

Faktor

0 150
1441

139¿

1333

4 126
5 119

1126
1057
98I

13865
66 134

67 131

12768
12369
11970

71 115
111t¿
10773

74 103
-7R 99

9576
91

78 87
ÕJ79

7980
7681

82 72

83 69
6584
6285
5986
5687

88 53

89 51

4890
4691

92 44
4293
3994
\)/95
3596
aa97
ó¿98
3099

100 und älter 28

Alter des Be-
rechtigten beim
Entstehen des

Anspruchs

Faktor

90I
8110

7311

6412
aa 54

4414

3415

2316
1217 und älter

(4) llst eine Betriebsrente nach den Absätzen 1 und 2 abzufinden, zu deren Ausgleich

nach $ 1587 BGB durch Entscheidung eines Familiengerichts nach s 1 Abs.3 des

Gesetzes zur Regelung von Härten im Versorgungsausgleich Rentenanwartschaften

bei einem Träger der gesetzlichen Rentenversicherung begründet worden sind, er-

rechnet sìch der Abfindungsbetrag aus dem unter Berücksichtigung des durchgeführ-

ten Versorgungsausgleichs gekürzten Betrag der Rente. 2Dies gilt auch dann, wenn

die Rente vor der Abfindung noch ungekÙrzTzu zahlenwar.
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(5) Mit der Abfindung erlöschen alle Ansprüche und Anwartschaften aus der Versìche-
rung.

(6) Die abgefundene Betriebsrente fúr Hinterbliebene gilt für die Anwendung des S 36
Abs. 3 nicht als abgefunden.

s42
Rückzahlung und Beitragserstattung

(1 ) Ohne Rechtsgrund gezahlte Umlagen und Beiträge werden ohne Zinsen zurückge-
zahlf.

(2) rDie beitragsfrei Pflichtversicheften, die die Wartezeit (S 32) nicht erfüllt haben, können
bis zur Vollendung ihres 67. Lebensjahres die Erstattung der von ihnen getragenen
Beiträge beantragen, 2Der Antrag auf Beitragserstattung gilt fur alle von den
Versicherten selbst getragenen Beiträge und kann nicht widerrufen werden. 3Rechte

aus der Versicherung fùr Zeiten, für die Beiträge erstattet werden, erlöschen mit der
Antragstellung. aDie Beiträge werden ohne Zinsen erstattet,

(3) lsterben Versicherte nach Antragstellung, aber vor Beitragserstattung, gehen die
AnsprÙche auf die Hinterbliebenen über, die betriebsrentenberechtigt wären, wenn
dle Wartezeit erfüllt wäre. 2M¡t der Zahlung an einen der Hinterbliebenen erlischt der
Anspruch der ubrigen Berechtigten gegen die Kasse.

(4) Beiträge im Sinne dieser Vorschrift sind
a) die für die Zeit vor dem 1. Januar 1978 entrichteten Pflichtbeiträge einschließlich

der Mitarbeiteranteile an den Erhöhungsbeiträgen,
b) Beiträge zur freiwilligen Weiterversicherung,
c) die für die Zeit nach dem 3.1. Dezember 1977 enfrichteten Mitarbeiteranteile an

den Erhöhungsbeträgen,
d) durch kirchliche Arbeitsrechtsregelung oder arbeits- oder iarifuertraglich vereinbar-

te Beiträge des Pflichtversicherten zur Umlage, die nach S 7 Abs. 1 Sätze 2 bis 4
des Tarifvertrages über die Versorgung der Arbeitnehmer kommunaler Venrvaltun-
gen und Betriebe entrichtet worden sÌnd oder zu entrichten gewesen wären, wenn
der Beteiligte diesen Tarifvertrag anwenden würde.

36



s43
Sonderregelung für Beschäftigte, die in der

gesetzlichen Rentenversicherung nicht versichert sind

chend anzuwenden, wie dies bei unterstellter Versicherung in der gesetzlichen Ren-

tenversicherung der Fall wäre 1 sind dabei anstelle der Ver-

sicherungszeitén in der geset g die Pflichtversicherungszei-

ten in der Zusatzversorgung teilweise oder volle En¡verbs-

minderung ist durch einen von der Kasse zu bestimmenden Facharzt nachzuweisen.
sDie Kostén der Begutachtung trägt der Versicherte. 6Die Betriebsrente ruht, solange

sich die Betriebsrentenberechtigten trotz Verlangens der Kasse innerhalb einer von

dieser zu setzenden Frist nicht fachärztlich untersuchen lassen oder das Ergebnis der

Untersuchung der Kasse nicht vorlegen. TDer Anspruch auf Betriebsrente erlischt mit

Ablauf des Monats, der auf den Monat folgt, in dem der/dem Berechtigten die Ent-

scheidung der Kasse über das Erlöschen des Anspruchs wegen Wegfalls der Er-

werbsminderung zugegangen ist.

s44
Eheversorgungsausgle¡ch

[wird ergänzt]

Abschnitt ll
Verf ah rensvorsch r¡ften

s45
Antrag auf Le¡stungen

(1) lDie Kasse gewährt Leistungen nur auf Antrag.2Dem Antrag sind die von der Kasse

geforderten Unterlagen beizufügen. 3Der Antrag ist bei Pflichtversicheden Über den

Beteiligten einzureichen, bei dem der Pflichtversicherte zuletzt in dem versicherungs-

pf lichtigen Beschäftigungsverhältnis gestanden hat

(Z) llst die/der Berechtigte verstorben, ohne den Antrag bei der Kasse gestellt zu haben,

so kann der Antrag nur nachgeholt werden, wenn der/dem Verstorbenen ein An-

spruch auf Gewährung einer Rente aus der gesetzlichen Bentenversicherung zuge-

sianden und sie/er den Antrag auf Gewährung dieser Rente gestellt hat. 2Das Recht,

den Antrag nachzuholen, steht nur dem überlebenden Ehegatten sowìe den

Abkömmlingen zu.
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s46
Entscheidung

(1) lDie Kasse entscheidet schriftlich über den Antrag auf Leistungen und über sonstige
Rechte aus dem Versicherungsverhältnis. 2wird eine Leistung erbracht, so sind ihre
Höhe, die Ar1 der Berechnung und ihr Beginn anzugeben 3wird eine Leistung abge-
lehnt oder die Zahlung einer Betriebsrente eingestellt, so ist dies zu begründen.

(2) Stellt sich nachträglich heraus, dass eine Entscheidung auf unrichtigen Vorausset-
zungen beruht, so kann die Kasse die unrichtige Entscheidung aufheben und eine
neue Entscheidung treffen

(3) Dle Entscheidung ist mit dem Hinweis auf die Mögllchkeit der Beschwerde nach
It/aßgabe des S 79 und die Folgen der Fristversäumnis zu versehen.

s47
Auszahlung

(1) lDie Betriebsrenten werden monatlich im Voraus auf ein Girokonto der/des Betriebs-
rentenberechtigten innerhalb eines Mitgliedsstaates der Europäischen Union überwie-
sen. 2Die Kosten der Üben¡reisung auf ein Konto im lnland, mit Ausnahme der Kosten
für die Gutschrift, trägt die Kasse, 3Besteht der Betriebsrentenanspruch nicht für einen
vollen Kalendermonat, wird der Teil gezahlt, der auf den Anspruchszeitraum entfällt.

(2) lStirbt eine/ein Betriebsrentenberechtigtelr, dielder den Leistungsantrag gestellt hat,
vor der Auszahlung, so können nur der überlebende Ehegatte oder die Abkömmlinge
die Auszahlung verlangen. 2Wer den Tod der/des Betriebsrentenberechtigten vorsätz-
lich herbeigefùhrt hat, hat keinen Anspruch nach Satz 1. 3Die Zahlung an einen Hin-
terbliebenen bringt den Anspruch der übrigen Berechtigten gegen die Kasse zum Er-
löschen.

(3) rHat die/der Betriebsrentenberechtigte ihren/seinen Wohnsitz oder dauernden Aufent-
halt außerhalb eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, kann die Kasse die
Zahlung der Rente davon abhångig machen, dass die/der Betriebsrentenberechtigte
einen Empfangsbevollmächtigten im lnland benennt oder die/der Betriebsrentenbe-
rechtigte die Auszahlung der Rente auf ein auf ihren/seinen Namen lautendes Konto
im lnland ermöglicht. 2Ferner ist die Kasse berechtigt, die Leistungen für das laufende
Kalenderjahr in einem Betrag im Dezember auszuzahlen. 3Rentenzahlungen in das
Ausland erfolgen auf Kosten und Gefahr des Berechtigten.

(4) Uberzahlungen können von der Kasse mit künftigen Le¡stungen verrechnet werden,
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s48
Pflichten der Versicherten und Rentenberechtigten

(1 ) lVersicherte und Betriebsrentenberechtigte sind verpflichtet, der..Kasse eine Verle-

gung ihres Wohnsitzes oder dauernden Aufenthalts sowie jede Anderung von Ver-

hältnissen, die ihren Anspruch dem Grunde oder der Höhe nach berühren kÖnnen,

sofort schriftlich mitzuteilen. 2lnsbesondere sind mitzuteilen

1. von allen Betriebsrentenberechtigten
a) die Versagung der Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung,
b) die Beendigung der Rentenzahlung aus der gesetzlìchen Rentenversicherung

c) der Bezug von Arbeitsentgelt, Arbeitseinkommen, Mutterschaftsgeld, Uber-

gangsgeld, Kurzarbeitergeld, Winterausfallgeld, Arbeitslosengeld, lnsolvenz-

geld, Krankengeld, Versorgungskrankengeld, ubergangskrankengeld und Ver-

letztengeld,
SOWIE

2. beì Betriebsrenten aus eigener Versicherung
der Wegfall der Berufsunfähigkeit oder der En¡rerbsminderung und die Anderung

von voller in teilweise oder von teilweiser in volle En¡lerbsminderung und die Ande-

rung der Höhe der Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung wegen Hìnzu-

verdienstes,
3. bei Betriebsrenten fÜr Witwen/Witwer

die erneute Eheschließung,
4. bei Betriebsrenten fÜr Waisen

das Ende der Schul- oder Berufsausbildung oder eines freiwilligen sozialen Jahres

oder der Wegfall der Unterhaltsbedürftigkeit, wenn das 18. Lebensjahr vollendet

ist.

(2) Versicherte und Betriebsrentenberechtigte sind ferner verpflichtet, innerhalb einer von

der Kasse zu setzenden Frist auf Anforderung Auskunfte zu erteilen sowie die erfor-

derlichen Nachweise und Lebensbescheinigungen vorzulegen.

(3) Darüber hinaus haben freiwillig Versicherte jede Anderung der Verhältnisse mitzutei-

len, die zu einer Minderung oder zum Wegfall des Zulageanspruchs nach dem Ein-

kommensteuergesetz führt. lnsbesondere sind mitzuteilen
a) der Wegfall des Bezuges des Kindergeldes,
b) die Änderung der Zuordnung der Kinderzulage,
c) der Abschluss von weiteren Altersvorsorgeverträgen,
d) die Aufgabe des inländischen Wohnsitzes.

Die Kasse kann die Betriebsrente zurückbehalten, solange der Betriebsrenten-

berechtigte seinen Verpflichtungen nach Absatz 1 und 2 nicht nachkommt.

Verletzen Versicherte oder Betriebsrentenberechtigte ihre Pflichten nach dieser Vor-

schrift, können sie sich nicht auf den Wegfall der Bereicherung berufen

(4)

(5)
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s4e
Abtretung von Ersatzansprüchen

lSteht der/dem Versicherten, der/dem Betriebsrentenberechtigten oder einem an-
spruchsberechtigten Hinterbliebenen aus einem Ereignis, das die Kasse zur Gewäh-
rung oder Erhöhung von Leistungen verpflichtet, ein schadensersatzanspruch gegen
einen Dritten zu, so haben die anspruchsberechtigten Personen ihre Ansprüche ge-
gen den Dritten bis zur Höhe des Brutto-Betrags der Betriebsrente an die Kasse abzu-
treten. 2Der Übergang kann nicht zum Nachteil der anspruchsberechtigten Personen
geltend gemacht werden. 3Verweigern die anspruchsberechtigten Personen die Abtre-
tung oder die Beibringung der erforderlichen unterlagen, so ist die Kasse zu einer
Leistung nicht verpflichtet,

s50
Abtretung und Verpfändung

lAnsprÜche auf Kassenleistungen können nicht abgetreten, verpfândet oder beliehen
werden, 2Dies gilt nicht für Ansprüche, die an den Arbeitgeber, der den Anspruchsbe-
rechtigten bei der Kasse versìchert hat, oder an eine andere Zusatzversorgungsein-
richtung im Sinne von S 27 Abs. 1 abgetreten werden, 3Die Abtretungserklärung ist
der Kasse mit der Abmeldung oder mit dem Antrag zu übersenden,

s51
Versicherungsnachwe¡se

(1) lPflichtversìcherte und freiwillig Versicherte erhalten jeweils nach Ablauf des Kalender-
jahres bzw. bei Beendigung der Pflichtversicherung einen Nachweis über ihre bisher
insgesamt en¡vorbene Anwartschaft auf Betriebsrente wegen Alters nach S 33. 2Dabei

werden neben der Anwartschaft auch die Zahl der Versorgungspunkte und der Mess-
betrag angegeben. 3Zusätzlich sind die steuerrechtlich vorgeschriebenen Angaben
enthalten, aDer Nachweis ist - soweit einschlágig - mit einem Hinweis auf die Aus-
schlussfristen nach den Absätzen 2 bis 4 zu versehen. swird der Nachweis im zu-
sammenhang mit der Beendigung der Pflichtversicherung erbracht, ist er um den
Hinweis zu ergänzen, dass die aufgrund der Pflichtversicherung enruorbene Anwart-
schaft bis zum erneuten Beginn der Pflichtversicherung bzw, bis zum Eintritt des Ver-
sicherungsfalles nicht dynamisiert wird, wenn die Wartezeit von 120 Umlage-/ Pflicht-
beitragsmonaten (S 66 Abs. 3) nicht erfüllt ist.

(2) lDie Mitarbeiter können nur innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs Monaten nach
Zugang des Nachweises gegenüber dem Beteiligten schriftlich beanstanden, dass
die von diesem zu entrichtenden Beiträge oder die zu meldenden Entgelte nicht oder
nicht vollständig an die Kasse abgefûhrt oder gemeldet worden sind,
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(3) Freiwillig Versicherte, die nicht bereits von Absatz 2 erfasst sind, können nur innerhalb
einer Ausschlussfrist von sechs Monaten nach Zugang des Nachweises über die ein-
gezahlten freiwilligen Belträge gegenüber der Kasse schriftlich beanstanden, dass
diese Beiträge nicht oder nicht vollständig in dem Nachweis enthalten sind.

(4) Beanstandungen in Bezug auf die ausgewiesenen Bonuspunkte sind innerhalb einer
Ausschlussfrist von sechs Monaten nach Zugang des Nachweises schriftlich unmit-
telbar gegenuber der Kasse zu erheben.

s52
Ausschlussfristen

(1 ) lDer Anspruch auf Betriebsrente für einen Zeitraum, der mehr als zwei Jahre vor dem
Ersten des Monats liegt, in dem der Antrag bei der Kasse eingegangen ist, kann nicht
mehr geltend gemacht werden (Ausschlussfrist). 2Dem Antrag steht eine Mitteilung
des Berechtigten glelch, die zu einem höheren Anspruch führt.

(2) Die Beanstandung, die mìtgeteilte laufende monatliche Betriebsrente, eine Renten-
nachzahlung, eine Abfindung, eine Beitragserstattung oder eine Rückzahlung sei
nicht oder nicht in der mitgeleilten Höhe ausgezahlt worden, ist nur schriftlich und in-

nerhalb einer Ausschlussfrist von einem Jahr zulassig; die Frist beginnt bei laufenden
Betriebsrenten mit dem Ersten des Monats, für den die Betriebsrente zu zahlen ist, im
Ubrigen mit dem Zugang der Mitteilung ùber die entsprechende Leistung.

(3) Auf die Ausschlussfrist ist in der Mitteilung über die Leistung bzw. den Nachweis
hinzuweisen.
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Vierter Teil
Finanzierung und Rechnungswesen

Abschnitt I

Allgemeines

ss3
Kassenvermögen

(1) Das Kassenvermögen dient ausschließlich zur Deckung der satzungsmäßigen Leis-
tungen und der Verwaltungskosten der Kasse.

(2) Die Mittel der Kasse werden
a) in der Pflichtversicherung durch Pflichtbeiträge und Sanierungsgelder,
b) in der freiwilligen Versicherung durch freiwillige Beìträge einschließlich der Alters-

vorsorgezulagen
sowie durch Vermögenserträge und sonstige Einnahmen aufgebracht.

s54
Vermögensanlage

(1) lDas Kassenvermögen ist unter Wahrung ausreichender Sicherheit so anzulegen,
dass ein angemessener Ertrag gewährleistet ist.2 lm lnteresse der Sicherheit ist eine
Mischung der Vermögensanlagen anzustreben. 3lm Übrigen regelt die Kasse die An-
legung ihres Vermögens durch Richtlinien.

(2) lDer Vorstand bildet für die Anlage des Vermogens für die Dauer von jeweils funf
Jahren einen Ausschuss, der aus bis zu vier Mitgliedern des Vorstands sowie bis zu
drei weiteren sachverständigen Mitgliedern besteht. 2Der Vorstand bestellt den Vorsit-
zenden des Ausschusses. sDer Ausschuss ist nach Bedarf einzuberufen; er soll vor
allen wichtigen Entscheidungen über Vermögensanlagen gehört werden.

s55
Getrennte Verwaltung

(1) llnnerhalb des Kassenvermögens werden drei getrennte Abrechnungsverbände ge-
führt, und zwar
a) für Anwartschaften und Ansprüche, die auf nach dem 3l . Dezember 2001 entrich-

teten Pflichtbeiträgen beruhen (Abrechungsverband P),

b) für Anwartschaften und Ansprüche, die auf nach dem 31 , Dezember 2001 entrich-
teten freiwilligen Beitragen beruhen (Abrechnungsverband F) und
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c) für alle übrigen Anwartschaften und Ansprüche (Abrechungsverband S),
fúr die eigene versicherungstechnische Bilanzen erstellt werden. 2Diese sind vom Ver-
antwortlichen Aktuar (S 6) zu testieren.

(2) 1Fùr jeden Abrechnungsverband werden Einnahmen und Ausgaben einschließlich der
Kapitalanlagen gesondert verwaltet. 2Dabei werden Teilvermögen gebildet und die
Uberschüsse f ür jeden Abrechnungsverband gesondert ermittelt.

s56
Versicherungstechn¡sche Deckungsrückstellungen

(1) Fur die Abrechnungsverbände nach S 55 Abs. '1 wird in der Bilanz jeweils eine eigene
Deckungsrückstellung in Höhe des versicherungsmathematischen Barwerts aller am
Bilanzstichtag bestehenden Anwartschaften und Ansprüche eingestellt.

(2) Der für die Ermittlung zu berùcksichtigende Rechnungszins und die Vennialtungskos-
ten werden im Rahmen des versicherungstechnischen Geschäftsplans festgelegt,

s57
Verlustrücklage

lZur Deckung von Fehlbeträgen ist für jeden Abrechnungsverband eine Verlustrückla-
ge zu bilden, 2Der Verlustrücklage sind jährlich mindestens 5 v, H. des sich aus der
versicherungstechnischen Bilanz ergebenden Uberschusses zuzuführen, bis diese
einen Stand von 10 v. H. der Deckungsrückstellung erreicht oder nach lnanspruch-
nahme wieder erreicht.

s58
Rückstellun g f ür Leistungsverbesserung

(1) Der Uberschuss, der sich entsprechend dem versicherungstechnischen Geschäfts-
plan erglbt, wird getrennt nach Abrechnungsverbänden in die Rückstellung für Leis-
tungsverbesserung eingestellt.

(2) lDiese Rückstellung dient der Verbesserung oder Erhöhung von Leistungen, insbe-
sondere zur Gewährung von Bonuspunkten. 25ie kann zusàtzlich zur Deckung von
Fehlbeträgen herangezogen werden, wenn die Verlustrücklage nicht ausreicht.
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(3) 1Für die Bemessung der Bonuspunkte wird im Abrechnungsverband S die anteilige
Rückstellung für Leistungsverbesserung um 95 v. H. eines fiktiven Zinsertrages er-
höht. 2Der fiktive Zinsertrag bemisst sich nach der durchschnittlichen laufenden Ver-
zinsung der zehn nach der Bilanzsumme größten Pensionskassen gemäß dem zum
Zeitpunkt der Fertigstellung der versicherungstechnischen Bilanz jewells aktuellen
Geschäftsbericht der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsichl. 3Um den Erhö-
hungsbetrag nach Satz 1 wird der Fehlbetrag für den Abrechnungsverband S erhöht.

s5e
Deckung von Fehlbeträgen

(1 ) Ergibt sich im Abrechungsverband P ein Fehlbetrag, der durch die lnanspruchnahme
der Verlustrücklage und die Rückstellung für künftige Leistungsverbesserung nicht
gedeckt werden kann, kann die Kasse den Pflichtbeitrag erhöhen.

(2) Ergibt sich bei der freìwilligen Versicherung ein Fehlbetrag, der durch die lnanspruch-
nahme der Verlustrücklage und die Rückstellung für künftige Leistungsverbesserung
nicht gedeckt werden kann, so können die Anwartschaften und Ansprüche um bis zu

25 v, H, ihres ursprünglichen Betrages herabgesetzt werden.

(3) Die Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 werden auf Vorschlag des Vorstands
vom Ven¿valtungsrat beschlossen

s60
Verwaltungskosten und Rechnungslegung

(1) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr

(2) Die Verualtungskosten (Personal- und Sachaufwand der Kasse) sind im Voraus durch
einen Haushaltsplan zu veranschlagen.

(3) Die Kasse hat fùr jedes Geschäftsjahr eine Jahresrechnung zu erstellen.

(4) Die Jahresrechnung besteht aus
a) dem Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang),
b) dem Lagebericht,
c) der Rechnung über die Venrualtungskosten.

(5) Für die Aufstellung und Gliederung des Jahresabschlusses und des Lageberichts
gelten die Vorschriften des Handelsgesetzbuches, der Verordnung über die Rech-
nungslegung der Versicherungsunternehmen sowie die mit der Versicherungsaufsicht
getroffenen Vereinbarungen.
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Abschnitt ll
Pflichtversicherung

s61
Aufwendungen für die Pflichtversicherung

Der Beteiligte ist Schuldner der
a) Pflichtbeiträge (S 62 Abs 1 und Abs. 2) und
b) Sanierungsgelder (S 63)
einschließlich eíner durch kirchliche Arbeitsrechtsregelung oder tarif- oder arbeitsver-
traglich vereinbarten Eigenbeteiligung der/des Pf lichtversicherten.

s62
Pflichtbeiträge

(1) Der Pflichtbeitrag ist in Höhe von 4 v. H. des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts zu

zahlen.

(2) lSofern Arbeitsrechtsregelungen im Beitrittsgebiet dies vorsehen, leisten Beteiligte
fol gende Pf lichtbeitragssätze:

ab l. Januar 2002 1 v. H,,
ab 1. Januar 2003 2 v, H.,

ab L Januar 2004 2v. H.,

ab L Januar 2005 bis 31. Dezember 2005 3 v. H,

des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts, 2Versorgungspunkte werden entspre-
chend dem Verhältnis von tatsächlich geleistetem Beitrag zum Pflichtbeitrag von
4v. H, enryorben.3Beteiligte im Beitrittsgebiet können ab l. Januar 2002 den Pflicht-
beitrag von 4 v. H. zahlen, weiterhin kann der Pflichtbeitrag zu jedem Jahresersten bis
2005 auf Antrag des Beteiligten auÍ 4v. H. erhöht werden.

(3) rZusatzversorgungspflichtiges Entgelt ist, soweit nachstehend nichts anderes be-
stimmt ist, der steuerpflichtige Arbeitslohn.
2Kein zusatzversorgungspf lichtiges Entgelt sind
a) Bestandteile des Arbeitsentgelts, die auf einer Verweisung auf beamtenrechtliche

Vorschriften beruhen, soweit die beamtenrechtlichen Bezüge nicht ruhegehaltfä-
hig sind, sowie Bestandteile des Arbeitsentgelts, die durch kirchliche Arbeits-
rechtsregelungen, Tarifuertrag, Betriebsvereinbarung, Dienstvereinbarung oder
Arbeitsvedrag ausdrücklich als nicht zusatzversorgungspflichtig bezeichnet sind,

b) Aufwendungen des Arbeitgebers für eine Zukunftssicherung der Mitarbeiter,
c) Krankengeldzuschüsse,
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d) einmalige Zahlungen (2. B. Zuwendungen, Urlaubsabgeltungen), die aus Anlass
der Beendigung, des Eintritts des Ruhens oder nach der Beendigung des Arbeits-
verhältnisses gezahlt werden, mit Ausnahme der Teilzuwendung, die dem Be-

schäftigten gezahlt wird, der mit Billigung des Beteiligten zu einem anderen Betei-

ligten der Kasse oder einem Mitglied einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung
im Sinne von S 27 Abs. 1 übergetreten ist,

e) einmalìge Zahlungen (2. B. Zuwendungen) insoweit, als bei ihrer Berechnung Zei-
ten berücksichtigt sind, für die keine Beiträge für laufendes zusatzversorgungs-
pflichtiges Entgelt zu entrichten sind,

f) vermögenswirksame Leistungen, Jubiläumszuwendungen,
g) Sachbezüge, die während eines Zeitraumes gewährt werden, fur den kein laufen-

des zusatzversorgungspf lichtiges Entgelt zusteht,
h) geldwerte Vorteile, die steuerlich als Arbeitslohn gelten,

i) geldliche Nebenleistungen, wie Ersatz von Werbungskosten (z B, Aufwendungen
für Werkzeuge, Berufskleidung, Fortbildung) sowie Zuschusse z. B. zu Fahr-, Hei-

zungs-, Wohnungs-, Essens-, Kontoführungskosten,
j) Mietbeiträge an Beschäftigte mit Anspruch auf Trennungsgeld (Trennungs-

entschädigung),
k) Schulbeihilfen,
l) einmalige Zuwendungen anlässlich des Erwerbs eines Diploms einer Venvaltungs-

oder Wirtschaftsakademie,
m) Prämien im Rahmen des behördlichen oder betrieblichen Vorschlagswesens,
n) Erfindervergütungen,
o) Kassenverlustentschädigungen (Mankogelder, Fehlgeldentschådigungen),
p) Einkünfte, die aus ärztlichen Liquidationserlösen zufließen,
q) einmalige Unfallentschädigungen,
r) Aufwandsentschädigungen; reisekostenähnliche Entschädigungen; Entgelte aus

Nebentätigkeiten; Tantiemen, Provisionen, Abschlussprámien und entsprechende
Leistungen; einmalige und sonstige nicht laufend monatlich gezahlte Über- oder
außertarif liche Leistungen,

s) Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit.

3Kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt ist ferner der Teil des steuerpflichtigen Ar-

beitsentgelts, der nach Anwendung des Satzes 1 den 2,S{achen Wert der monatli-
chen Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung übersteigt;
wenn eine zusatzversorgungspflichtlge Zuwendung gezahlt wird, ist der vorgenannte
Wert jährlìch einmal im Monat der Zahlung der Zuwendung zu verdoppeln. aHaben

Beschäfligte fùr einen Kalendermonat oder für einen Teil eines Kalendermonats An-

spruch auf Krankengeldzuschuss - auch wenn dieser wegen der Höhe der Barleis-

tungen des Sozìalversicherungsträgers nicht gezahlt wlrd -, gilt für diesen Kalender-
monat als zusatzversorgungspflichtiges Entgelt der Urlaubslohn (zuzüglìch eines et-

waigen Sozialzuschlages) bzw. dìe Urlaubsvergütung für die Tage, für die Anspruch
auf Lohn, Vergütung, Urlaubslohn, Urlaubsvergütung oder Krankenbezüge besteht.
sln diesem Kalendermonat geleistete einmalige Zahlungen sìnd neben dem Urlaubs-
lohn bzw. der Urlaubsvergútung nach Maßgabe der Sätze 1 und 2 zusatzversor-
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gungspfl¡chtiges Entgelt. 6Für Mitarbeiter, die zur übernahme von Aufgaben der Ent-
wìcklungshilfe im Sinne des S 1 Entwicklungshelfer-Gesetz vom 18. Juni 1969 in der
jeweils geltenden Fassung ohne Arbeitsentgelt beurlaubt sind, hat der Beteiligte für
die Zeit der Beurlaubung Beiträge an die Kasse abzuführen, wenn der Träger der
Entwìcklungshilfe die Beiträge erstattet. 7Für die Bemessung der Beiträge gllt als zu-
satzversorgungspflichtiges Entgelt das Entgelt, von dem nach g 166 Abs. 1 Nr. 4 SGB
Vl die Beiträge für die gesetzliche Rentenversicherung zu berechnen sind.
sVerminderungen des steuerpflichtigen Entgelts aufgrund einer Entgeltumwandlung
gelten als steuerpflichtiger Arbeitslohn,

(4) lWird Altersteilzeit nach dem 31 . Dezember 2002 begonnen, ist zusatzversorgungs-
pflichtiges Entgelt während der Altersteilzeitarbeit das l,8Jache der Bezüge nach S 4
des Tarituertrages zur Regelung der Altersteilzeitarbeit (TV ATZ), soweit es nicht in vol-
ler Höhe zusteht. 2Wird ein Beitrag an die gesetzliche Rentenversicherung gezahlt, der
den Mindestbeitrag nach S 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b des Altersteilzeitgese2es übersteigt, ist
das zusatzversorgungspf lichti ge Entgelt entsprechend zu erhöhen.

s63
Sanierungsgeld

[wird ergänzt]

s64

Ioffen]

s65
Fälligkeit von Be¡trägen und Sanierungsgeldern

lDie Beiträge und Sanierungsgelder sind in dem Zeitpunkt fällig, in dem das zusalz-
versorgungspflichtige Entgelt dem Versicherten zufließt. 2Sie müssen bis zum Ende
des Kalendermonats der Fälligkelt bei der Kasse eingegangen sein. 3Beiträge und
Sanierungsgelder, die nach diesem Zeitpunkt eìngehen, sind bis zum Tage der Gut-
schrift mit jährlich drei v. H. über dem an diesem Tage geltenden Basiszinssatz nach
dem Diskontsatz-Uberleltungs-Gesetz zu verzinsen.

s66
Überschussverte¡lung

(1) llm Rahmen der versicherungstechnischen Bilanz für die Pflichtversicherung werden
die Uberschüsse jährlich bis zum Jahresende fùr das vorangegangene Geschäftsjahr
festgestellt. 2Dabei werden, soweit nicht S 58 Abs. 3 zur Anwendung kommt, die tat-
sächlich erzielten Kapitalerträge berücksichtigt.
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(2) Uber die Zuteilung von Bonuspunkten entscheidet der Venrvaltungsrat auf Vorschlag

des Vorstands.

(3) lFur die Zuteilung der Bonuspunkte kommen die am Ende des laufenden Geschäfts-
jahres Pflichtversicherten sowie die zum gleichen Zeitpunkt beitragsfrei Versicherten,

die eine Wartezeit von 120 Umlage-/Pflichtbeilragsmonaten erfüllt haben, in Betracht.
2Für die Erfüllung der Wartezeit werden Versicherungsverhältnisse bei Zusatzversor-
gungseinrichtungen nach $ 27 zusammengerechnet.

Abschnitt lll
Freiwillige Versicherung

s67
Beiträge

(1) Schuldner der Beiträge für die freiwillige Versicherung ist der/die Versicherungsneh-

mer/in.

(2) lDie Beiträge sind in gleichbleibender Höhe monatlich zu entrichien; Einmalzahlungen

können zugelassen werden. 2Die Kasse kann Mindestbeiträge festlegen.

(3) S 65 Satz 3 gilt entsprechend für rücksländige Beiträge innerhalb der gleichen Le-

bensaltersstufe.

s68
Überschussverte¡lung

(1) 1lm Rahmen, der versicherungstechnischen Bilanz für die freiwillige Versicherung

werden die Überschüsse jährlich bis zum Jahresende fùr das vorangegangene Ge-

schäftsjahr festgestellt 25 66 Abs. 2 gilt entsprechend.

(2) Fûr die Zuteilung der Bonuspunkte kommen alle am Ende des laufenden Geschäfts-
jahres freiwillig Versicherten einschließlich der beitragsfrei Versicherten in Betracht.
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Fünfter Teil
Übergangsvorschriften zur Ablösung des bis 31. Dezember 2001

maßgebenden Leistungsrechts

Abschnitt I

Übergangsregelungen f ür Rentenberechtigte

s6s
Am 31. Dezember 2001 Versorgungsrentenberechtigte

(1) Die Versorgungsrenten, die sich ohne Berücksichtigung von Nichtzahlungs- und Ru-
hensregelungen ergeben, und die Ausgleichsbeträge nach dem bis 31 . Dezember
2000 geltenden Zusatzversorgungsrecht werden für die am 3.1 . Dezember 2001 Ver-
sorgungsrentenberechtigten und versorgungsrentenberechtigten Hinterbliebenen
zum 31. Dezember 2001 festgestellt.

(2) lDie nach Absatz 1 festgestellten Versorgungsrenten werden vorbehaltlich des Satzes
3 als Besitzstandsrenten weitergezahlt und entsprechend S 37 dynamisiert. 2Die ab-
baubaren Ausgleichsbetràge werden jeweils in Höhe des Dynamisierungsgewinns
abgebaut; die nicht abbaubaren Ausgleichsbeträge werden nicht dynamisiert. 3Die

am Tag vor ln-Kraft-Treten dieser Satzung geltenden Regelungen ùber die Nichtzah-
lung und das Ruhen sind entsprechend anzuwenden.

(3) Es gelten folgende Maßgaben:
a) 1Fúr Neuberechnungen gilt 5 38 mit der Maßgabe, dass zusätzliche Versorgungs-

punkte nach Satz 2 zu berücksichtigen sind.2Soweit noch Zeiten vor dem 1. Ja-
nuar 2002 zu berücksichtigen sind, wird eine Startgutschrift entsprechend den
S$ 72 bis 74 berechnet; übersteigt der hiernach festgestellte Betrag den Betrag,
der sich als Versorgungsrente am 31 . Dezember 2001 ergeben hat bzw. ohne
Nichtzahlungs- und Ruhensvorschriften ergeben hätte, wird die Differenz durch
den Messbetrag geteilt und dem Versorgungskonto (S 34 Abs. 1) als Startgut-
schrift gutgeschrieben.

b) S S0 Abs. 3 und SS 39 bis 52 gelten entsprechend.
c) rHat die Versorgungsrente vor dem l. Januar 2002 geendet und besteht die N/ög-

lichkeit einer erneuten Rentengewährung, ist die Versorgungsrente, die sich unter
Außerachtlassung von Nichtzahlungs- und Ruhensvorschriften und ohne Berück-
sichtigung eines Ausgleichsbetrages (Absatz 1) am 31 . Dezember 2001 ergeben
hátte, durch den Messbetrag zu teilen und als Startgutschrift auf dem Versor-
gungskonto (S 3a Abs. 1) gutzuschreiben; im Ubrigen gelten in diesen Fällen die
Vorschriften des Punktemodells. 2Satz 1 gilt entsprechend, wenn der Versiche-
rungsfall vor dem 1. Januar 2002 eingetreten ist, die Versorgungsrente jedoch erst
nach dem 1. Januar 2002 beginnt.
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(4) lst der Versicherungsfall der teilweisen oder vollen Enryerbsminderung im Jahr 2001

eingetreten, gelten insoweit die bisher maßgebenden Satzungsregelungen fort.

(5) Stirbt eine/ein unter Absatz '1 fallende/r Versorgungsrentenberechtigte/r, gelten die
Vorschriften des Punktemodells für Hlnterbliebene entsprechend.

s70
Am 31. Dezember 2001 Versicherungsrentenberechtigte

(1) Für Versicherungsrentenberechtigte und versicherungsrentenberechtigte Hinterbìie-

bene, deren Versicherungsrente spátestens am 31. Dezember 2001 begonnen hat,

wird die am 31 . Dezember 2001 maßgebende Versicherungsrente festgestellt.

(2) Die nach Absatz 1 festgestellten Versicherungsrenten werden als Besitzstandsrenten
weitergezahlt und entsprechend S 37 dynamìsiert,

(3) S 69 Abs. 3 bis 5 gilt entsprechend.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für Leistungen nach der am Tag vor ln-Kraft-Treten dieser
Satzung geltenden Sonderregelung für Arbeitnehmer im Beitrittsgebiet (S 108 a der
Satzung in der am 31 . Dezember 2001 geltenden Fassung) und für Betriebsrenten
nach S 18 BetrAVG, die spätestens am 31 Dezember 2001 begonnen haben, ent-

sprechend.

s71
Versicherte mit Rentenbeg¡nn am 1. Januat 2OO2

Für Rentenberechtigte, deren Rente am 1. Januar 2002 begonnen hat, finden die

SS 69 und 70 entsprechende Anwendung.

Abschnitt ll
Übergangsvorschr¡ften für Anwartschaften der Versicherten

s72
Grundsätze

(1) 1Für die Versicherten werden die Anwartschaften nach dem am 31 . Dezember 2000
geltenden Recht der Zusatzversorgung entsprechend SS 73 und 74 ermittelt. 2Die An-

wartschaften nach Satz 1 werden unter Einschluss des Jahres 2001 in Versorgungs-
punkte umgerechnet, indem der Anwartschaftsbetrag durch den Messbetrag von vier

Euro geteilt wird; sie werden den Versorgungskonten (S 34 Abs. 1) ebenfalls gutge-

schrieben (Startgutschriften)
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(2) 1Für die Berechnung der Anwartschaften sind, soweit jeweils erfordefich, die Re-
chengrößen (insbesondere Entgelt, Gesamtbeschäftigungsquotient, Steuertabelle,
Sozialversicherungsbeiträge, Familienstand, aktueller Rentenwert, Mindestgesamtver-
sorgung) vom 31 . Dezember 2001 maßgebend; soweit gesamtversorgungsfähiges
Entgelt zu berÜcksichtigen ist, ergibt sich dieses - ohne Berücksichtigung einer Erhö-
hung zum 1 , Januar 2002 - aus den entsprechenden Kalenderjahren vor diesem Zeit-
punkt,2Fur die Rentenberechnung nach s 18 Abs. 2 BetrAVG ist das am 31. Dezem-
ber 2001 geltende Rentenrecht maßgebend.

(3) lBeanstandungen gegen die mitgeteilte Startgutschrift sind innerhalb einer
Ausschlussfrist von sechs Monaten nach zugang des Nachweises der Kasse
schriftlich unmittelbar gegenüber der Kasse zu erheben. 2Auf die Ausschlussfrist ist in
dem Nachweis hinzuweisen.

s73
Höhe der Anwartschaften für am 31. Dezember 2001 schon

und am 1. Januar 2002 noch Pflichtversicherte

(1) lDie Anwartschaften der am 31. Dezember 20Ol schon und am 1. Januar 2002noch
Pflichtversicherten berechnen sich nach S 1B Abs 2 BetrAVG, soweit sich aus Ab-
satz 2 nichts anderes ergibt. 2Satz 1 gilt entsprechend für Beschäftigte, die nach den
am 31 . Dezember 2000 geltenden Vorschriften der Kasse als pflichtversichert gelten,
35 35 a der Satzung in der am 31. Dezember 2001 maßgebenden Fassung findet An-
wendung, soweit seine Voraussetzungen zum 31. Dezember 2OO1 bereits erfüllt wa-
ren.

(2) 1Für Beschäftigte im Tarifgebiet West bzw. Beschäftigte, die Pflichtversicherungszei-
ten in derZusatzversorgung vordem l. Januar 1997 haben, und die am 1. Januar
2002 das 55. Lebensjahr vollendet haben (rentennahe Jahrgänge), ist Ausgangswert
für die bis 31 . Dezember 2001 in der Zusalzversorgung (Gesamtversorgung) erwor-
bene Anwartschaft die Versorgungsrente, die sich unter Beachtung der Maßgaben
des S 72, insbesondere unter Berücksichtigung der Mindestgesamtversorgung (S 32
Abs. 5 der Satzung in der am 31. Dezember 2001 maßgebenden Fassung) und des
S 35 a der Satzung in der am 31. Dezember 2001 maßgebenden Fassung, für den
Berechtigten bei Eintritt des Versicherungsfalls am 31 Dezember 2001 , frühestens je-
doch zum Zeitpunkt der Vollendung des 63. Lebensjahres vor Berücksichtigung des
Abschlags ergeben wurde. 2Von diesem Ausgangswert ist der Betrag abzuziehen,
den die Versicherten aus dem Punktemodell bis zur Vollendung des 63. Lebensjahres
vor Berücksichtigung des Abschlags noch enruerben könnten, wenn für sie zusatzver-
sorgungspflichtige Entgelte in Höhe des mit dem Gesamtbeschäftigungsquotienten
vervielfachten gesamtversorgungsfähigen Entgelts gezahlt würden, sSind am 31 . De-
zember 2001 die Voraussetzungen für die Berücksichtigung des S 1OO Abs, 3 der Sat-
zung in der am 31. Dezember 2001 maßgebenden Fassung edüllt, berechnet sich der
Versorgungs-Vomhundertsatz nach dieser Vorschrift mit der Maßgabe, dass nach
S 100 Abs. 3SaTz2 Buchst. a der Satzung in der am 31. Dezember2001 maßgeben-
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(3)

(4)

(5)

den Fassung abzuziehende Monate die Monate sind, die zwischen dem 31 . Dezem-

ber 1991 und dem Ersten des Monats liegen, der auf die Vollendung des 63. Lebens-
jahres folgt. aDie Sätze 1 bìs 3 gelten für Beschäftigte, die am 31. Dezember 2001 ei-

ne Rente für schwerbehinderte Menschen beanspruchen könnten, wenn sie zu die-

sem Zeitpunkt bereits das 60. Lebensjahr vollendet hätten, entsprechend mit der

Maßgabe, dass an die Stelle des 63. Lebensjahres das entsprechende, fÜr sie indivi-

duell frühestmögliche Eintrittsalter in die abschlagsfreie Rente für schwerbehinderte

Menschen maßgeblich ist,

Für Pflichtversicherle, die vor dem 14. November 2001 Altersteìlzeit oder einen Vorruhe-

stand vereinbart haben, gilt Absatz 2 entsprechend mit der Maßgabe, dass an die Stelle

des 63. Lebensjahres das vereinbarte Ende des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses bzw. in

den Fällen des Vorruhestandes das Alter tritt, zu dem nach der Vonuhestandsvereinba-

rung die Rente beginnen würde.

1Für die Berechnung der Startgutschrift nach Absatz 2 ist die Bentenauskunft des
gesetzlichen Rentenversicherungsträgers zum Stichtag 31. Dezember 2001 nach

Durchführung einer Kontenklärung maßgebend. zDie Pflichtversicherten haben, sofern

sie nicht bereits über eine Rentenauskunft aus dem Jahr 2001 verfügen, bis

30. September 2002 eine Rentenauskunft zu beantragen und diese unverzüglich der

Kasse zu übersenden. 3Sofern dìe Rentenauskunft aus von den Pflichtversicherten zu

vertretenden Gründen bis 31 . Dezember 2003 nicht beigebracht wird, wird die Stad-
gutschrift nach Absatz 1 berechnet. 4Bei Vorliegen besonderer GrÚnde kann die Kas-

se eine angemessene Fristverlängerung gewähren, sSoweit bis 3'1 . Dezember 2002

bereits ein bestands- oder rechtskräftìger Rentenbescheid der gesetzlichen Renten-

versicherung vorliegt, ist - abweichend von Satz 1 - dieser Grundlage für die Berech-

nung nach Absatz 2.

1Für die Zeit bis zur Vollendung des 63. Lebensjahres werden Entgeltpunkte in Höhe

des jährlichen Durchschnitts der in dem Zeitraum vom 1 . Januar 1999 bis 31 . Dezem-

ber 2001 tatsächlich aus Beitragszeiten enrvorbenen Entgeltpunkte in Ansatz ge-

bracht. 2Bei Pflichtversicherten, die nicht in der gesetzlichen Rentenversicherung ver-

sichert sind, wird der anzurechende Bezug nach der bisher geltenden Regelung be-

rücksichtigt; Zuschüsse werden in Höhe des jährlichen Durchschnitts der in der Zeit

vom 1 . Januar 1999 bis 31 . Dezember 200.1 tatsächlich gemeldeten Zuschüsse in An-

satz gebracht.3lst in den Jahren'1999 bis 2001 kein zusatzversorgungspflichtiges
Entgelt bezogen worden, ist gesamtversorgungsfähiges Entgelt das zusatzversor-
gungspflichtige Entgelt, das sich ergeben hätte, wenn für den gesamten Monat De-

zember 2001 eine Bescháftigung vorgelegen hätte, 4Sind in den Jahren 1999 bis 200'l

keine Entgeltpunkte enruorben worden, ist für dìe Ermittlung der Entgeltpunkte das

rentenversicherungspflichtige Entgelt maßgebend, das im Monal Dezember 2001 be-

zogen worden wäre, wenn während des gesamten Monats eine Beschäftigung vorge-

legen hätte; für die Ermittlung der Zuschüsse gilt dies entsprechend.
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(6) lFur die Berechnung der Startgutschrift nach Absatz 1 und 2 haben die pflichtversi-
cherten bis 31 . Dezember 2002 dem Beteiligten den Familienstand am 3i. Dezember
2001 (s 32 Abs. 3 c Buchst. a und b der Satzung in der am 31. Dezember 2001 maß-
gebenden Fassung) mitzuteilen. 2Der Beteil¡gte hat die Daten an die Kasse zu mel-
den.

(7) Für die Dynamisierung der Anwartschaften gilt $ 66

s74
Höhe der Anwartschaften für

am 1 . Janu ar 20O2 beitragsfrei Versicherte

antragen; der Antrag ist bis zum 3 j. Dezember 2O0Z zu stellen.

(2) lDie Startgutschriften der am 'l , Januar 2002 beitragfrei Versicherten werden nach der
am 31. Dezember 2001 geltenden Versicherungsrentenberechnung ermittelt. 2Für die
Dynamisierung der Anwartschaften gilt S 66.

schäftigten gilt die Wartezeit als erfüllt.

(4) Fùr die freiwillig Weiteryersicherlen gilt Absatz 2 entsprechend.
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Abschnitt lll
Sonstiges

(1)

(2)

s7s
Sterbegeld

lsterbegeld wird bei Fortgeltung des bisherigen Rechts (S a9 Abs l bis 3 und 8 der

Satzung" in der am 31. Dezembõr 2001 maßgebenden Fassung) Anspruchsberechtig-

ten untér Berücksichtigung des am 31 , Dezember 2001 maßgebenden Gesamtbe-

schäftigungsquotienten in folgender Höhe gezahlt fÙr Sterbefälle

1.535 Euro,
1.500 Euro,

1.200 Euro,

900 Euro,
600 Euro,
300 Euro.

im Jahr 2002
im Jahr 2003
im Jahr 2004
im Jahr 2005
im Jahr 2006
im Jahr 2007

2Ab dem Jahr 2008 entfällt das Sterbegeld,

Der Anspruch auf Sterbegeld ist innerhalb einer Ausschlussfrist von zwei Jahren seit

Entstehen des Anspruchs schriftlich bei der Kasse geltend zu machen.

s76
Übergangsregelung für Beschäftigte oberhalb

der VergütungsgruPPe I BAT
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s77
Ausnahmen von der Versicherungspflicht

f ür höherversicherte Mitarbeiter

Die Mitarbeiter, deren zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung im wege der
Höherversicherung bis 31 . Dezember 1997 durchgeführt wurde und die seinerzejt kei-
ne Erklärung zur Teilnahme an der zusarzversorgung abgegeben haben, sind weiter-
hin nicht zu versichern.

s78
Beteiligungsvereinbarungen mit Einzetpersonen

Bestehende Beteiligungsvereinbarungen mit Einzelpersonen nach g l0 Abs. 1

fuchst d der satzung jn der am 31. Dezember 2001 geltenden Fassung werden als
freiwillige Versicherungen fortgeführt.

Sechster Teil
Rechtsweg

s80
Ktage

(1) Gegen d¡e Entscheidung des Vorstandes über die Beschwerde ($ 79) ist innerhalb
einer Frist von zwei Monaten nach deren Zustellung die Klage zulässig entweder

s7e
Beschwerde

(1) lGegen die Entscheidung der Kasse (S 45 Abs. 1) kann innerhalb einer Frist von ei-
nem Monat nach deren Zustellung Beschwerde beim Vorstand eingelegt werden. 2Die

Beschwerde ist schriftlich oder zu Protokoll bei der Kasse einzulegLn unO zu begrün-
den, 3Die Kasse legt die Beschwerde dem Vorstano vor, sofern sie dem
Beschwerdebegehren nicht entspricht,

(2) Die Entscheidung des Vorstandes über die Beschwerde ist zu begründen und mit
dem Hinweis auf die Möglichkeiten der Klage (S 80) und die Folgen àer Fristversäum-
nis zu versehen.
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a) zum Schiedsgericht' wenn vereinbart

wird, dass die Entscheidun ss der or-

dentlichen Gerichte endgül er Verfah-

rensordnung für das Schìe (Schieds-

vertrag),
oder

b) zum ordentlichen Gericht, wenn ein schiedsvertrag nach Buchstabe a nicht abge-

schlossen wird.

(2) Die Klage zum schiedsgericht ist schriftlich bei der Kasse einzureichen und zu be-

gründeñ; die Kasse giót Ole Klageschrift unverzüglìch an den Vorsitzenden des

Schiedsgericht weiter.

(3)

Rechtsschutzes (S 1041 ZPO).

(4) Das Schiedsgericht fertlgt dle Schiedssprüche aus und stellt sie den Verfahrensbetei-

ligten zu.

(5) lDas Verfahren vor dem Schiedsgericht ist gebÜhrenfrei 2Soweit. der Kläger durch

Mutwillen, Verschleppung oder lrrefÜhrung erhÖhte Kosten des Verfahrens veranlasst,

kanndasSchiedsgerichtihmdieseganzoderteìlweiseauferlegen.

s81
Zustellungen

1Zu estellt haben, an

die che Zustellungen

im r durch die Post

ent egen Ruckschein

bewirkt werden.
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Siebter Teil
lnkrafttreten

s82
Inkrafüreten

(1)

(2)

(3)

lAnstelle von S 19 findet bis 31. Dezember 2002 S 1Z der Satzung in der am 31 . De_
zember 2001 maßgebenden Fassung weiterhin Anwendung. ,s lg Ros. 2 findet nur
für nach dem 31. Dezember 2oo2 begründete Beschäftig-ungsverhältnisse Anwen-
dung.

soweit bis 31 . Dezember 2oo2 zusalzversorgungspflichtiges Entgelt entsprechend
s 62 der Satzung in der am 31. Dezember 2001-maßgebénden rãssung gemeldet
wird, hat es dabei sein Bewenden,
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Anhang 1

Der Kasse gehÖren nach dem stand vom 31 . Dezember 2001 als Beteiligte

(S 1 1 der Satzung) an:

a) die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern

die Evangelische Kirche in Berlin-Brandenburg
die Evangelisch-lutherische Landeskirche

in Braunschweig
die Bremische Evangelische Kirche

die Evangelische Kirche in Hessen und Nassau

die Evangelische Kirche von Kurhessen-Waldeck
für den Kirchenkreis Schmalkalden

die Evangelisch-methodistische Kirche in Deutschland

die Evangelische Kirche der Pfalz

(Protestantische Landeskirche)

die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens

die Evangelisch-Lutherische Landeskirche
Schaumburg-LiPPe

die Evangelisch-Lutherische Kirche in ThÜringen

mit ihren sämtlichen Rechtsträgern;

b) die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD)

die Evangelische Kirche der Union (EKU)

die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche

Deutschlands (VELKD);

c) das Diakonische Werk der Evang.-Luth. Kirche in Bayern

das Diakonische Werk Berlin-Brandenburg
das Diakonische Werk der Evang.-luth, Landeskirche

in Braunschweig
das Diakonische Werk Bremen

das Diakonische Werk in Hessen und Nassau

das Diakonische Werk in Kurhessen-Waldeck
das Diakonische Werk der Evangelischen Kirche der Pfalz

das Diakonische Werk der Evang.-Luth. Landeskirche

Sachsens
das Diakonische Werk Schleswig-Holstein
das Diakonische Werk der Evang.-Luth. Kirche

in Thüringen

sowie die ihnen angeschlossenen Anstalten und

Einrichtungen, die der Kasse beigetreten sind;

968
9æ

ab
ab

ab 1 .1.1969
ab 1,1.1969
ab 1.1.1967

ab 1.1.1997
ab 1 ,1.1973

ab 1.1.1967
ab 1.1.1997

ab 1 ,1 .1969
ab 1 .1 .1997

ab 1,.1.1969

ab 1.1.1969

ab 1.1.1969

ab 1.1.1968
ab 1.1,1969

ab 1.1.1969
ab 1.1.'1969
ab 1 .1 .1967
ab 1.1.1968
ab 1,'1.1967

ab 1.1.1997
ab 1 1.1969
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d) die selbständigen diakonischen Einrichtungen im Bereich
des Diakonischen Werkes Hamburg

die selbständigen diakonischen Einrichtungen der
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg

die selbständigen diakonischen Einrichtungen der
Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Schaumburg_Lippe

der Evangelische Diakonieverein Berlin-Zehlendorf e. V.;-

ab 1.1.1969

ab 1 .1 .1 969

ab 1.1.1969
ab 1.1.1969

1

e) sonstige kirchliche Arbeitgeber gemäß s 1i Abs. 1 Buchst. c der satzung

Anhang 2

Aufstellung der Zusatzversorgungseinrichtungen
nach g 2Z der SaÞung

Zusatzversorg ungskasse der
Ev.-Luth. Landeskirche Hannovers
Postfach 16 63
32706 Detmold

Kirchliche Zusatzversorgungskasse
Rheinland-Westfalen
Postfach 102241
44022Dortmund

Kirchliche Zusatzversorgungskasse Baden
Postfach 37 64
76022 Karlsruhe

Kirch liche Zusatzversorg un gskasse
des Verbandes der Diözesen Deutschlands
Postfach 102064
50460 Köln

Zusatzversorgungskasse beim Kommunalen
Versorgun gsverband Thüringen
Lindenstr. 14
06556 Artern

2

3

4

5
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6

7

Õ

I

Zusatzversorgungskasse der Gemeinden

und Gemeindeverbände in Darmstadt

Postfach111561
64230 Darmstadt

Zusatzversorgungskasse des Kommunalen
Versorgungsverbandes Sachsen

Postfach 21 0257
01263 Dresden

Zusatzversorgungskasse beim Kommunalen
Versorgun gsverband Brandenburg
Postfach 1209
16771 Gransee

Zusatzversorgungskasse des Kommunalen
Versorgun gsverbandes Baden-WÙrttemberg

Postfach 10 01 61

76231 Karlsruhe

10, Zusatzversorgungskasse der Gemeinden
und Gemeindeverbände des Reg.-Bezirks Kassel

Postfach 10 41 44
34041 Kassel

1'1 . Rheinische Versorgungs- und Zusatzversorgungskasse für

Gemeinden und Gemeindeverbände
Postfach 21 09 20

50533 Köln

12. KommunalerVersorgungsverband
Sachsen-Anhalt - Zusatzversorgungskasse -
Schneidersgarten 2

39112 Magdeburg

13. Zusatzversorgungskasse der bayerischen Gemeinden

81921 München

1 4. Kommunale Zusatzversorgungskasse Westfalen-Lippe

Postfach 46 29

48026 Münster
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15. Ruhegehalts- und Zusatzversorgungskasse des Saarlandes
- Abt. Zusatzversorgungskasse -
Postfach 102432
66024 Saarbrücken

16 KommunaleZusatzversorgungskasse
Mecklenbu rg-Vorpommern
Postfach 1 144
1 7331 Strasburg (Uckermark)

17, Zusatzversorgungskasse für die
Gemeinden und Gemeindeverbände in Wiesbaden
Postfach 62 29
65052 Wiesbaden

18 Zusatzversorgungskasse der Stadt Emden
Postfach 22 54
26702Emden

19. Zusatzversorgungskasse der Stadt Essen
Postfach 10 37 61
45121 Essen

20. Zusatzversorgungskasse der Stadt Frankfurt am Main
Stadtverwaltung - Amt 11 E
60275 Frankfurt

21 . Versorgungsanstalt der Stadt Hannover
Teichstr. 1 

.t/'13

30449 Hannover

22. Zusatzversorgungskasse der Stadt Köln
Jakordenstr. 18 - 20
50668 Köln

23. Emder Zusatzversorgungskasse für Sparkassen
Postfach 14 28
26694 Emden

24. Zusatzversorgungskasse der Landesbank Baden-Württemberg
70144 Stuttgart
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25. Bahnversicherungsanstalt Abt. B (BVA)

KarlstraBe 4 - 6

60329 Frankfurt

26. Versorgungsanstalt
des Bundes und der Länder
76128 Karlsruhe

27. BayerischeVersorgungskammer
Versorgungsanstalt der deutschen BÜhnen

81921 München

28. Bayerische Versorgungskammer
Versorgungsanstalt der deutschen Kulturorchester

81921 München

29, Versorgungsanstaltder Deutschen Bundespost

Postfach 30 06 60
70446 Stuttgart
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Anhang 3

Verfahrensordnung für das Schiedsgericht*

s1
Leitung

(1) Der Vorsitzende leitet die Geschäftsstelle des Schiedsgerichts.

(2) Der Vorsitzende trifft die für die Durchführung des Klageverfahrens erforderlichen
Anordnungen, fuhrt den Schriftverkehr mit den Verfahreñsbeteiligten und leitet die
Verhandlung des Schiedsgerichts.

(3) Die Kosten der Geschäftsführung trägt die Kasse.

s2
Besetzung bei Entscheidungen

(1) Das Schiedsgericht entscheidet in der Besetzung mit einem Vorsitzenden und zwei
Beisitzern nach Maßgabe des S 7 Abs.2 der Satzung.

(2) lDie Entscheidungen des Schiedsgerichts werden mit Stimmenmehrheit gefasst,2Stimmenthaltungen sind nicht zutäsõig.

s3
Vorlage durch die Kasse

Die Kasse legt eine bei ihr eingegangene Klage unverzuglich dem Vorsitzenden vor,

s4
Behandlung der Eingänge und des Vorbringens. Be¡tadung

(1) Alle Schriftsätze sind in doppelter Ausfertigung einzureichen.

(2) lNach Eingang eines Schriftsatzes ist eine Ausfertigung unverzüglich der anderen
Partei zuzuleiten. 2Hat eine Partei schriftliche Entscheidung beantralt, ist der anderen
Partei Gelegenheit zu geben, sich hierzu zu äußern. 3DeiVorsitzende bestimmt eine
angemessene Frist zur Gegenäußerung.

*aktualisiert im Hinblick auf die Neufassung der Satzung (vorbehaltlich des noch durchzuführenden Verfahrens
nach $ TAbs 3 der Satzung)
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(3) lDer Vorsitzende kann im Laufe des Verfahrens dìe iederzeiTzur

Erklärung ihres Vorbrìngens in einzelnen Punkten tt auffordern

und ihnen hierfÛr elne äng"*t.t"n" Frist setzen entscheìdet

nach pflichtgemäßem Ermãssen, inwieweit im Falle unentschuldigter Fristversäumnis

nachträglichãs Vorbringen noch bei der Entscheidung zu berücksichtigen ist'

(4) soweit eine Entscheidung rechtlìche lnteressen Dritter berührt, kann diesen vom vor-

sitzenden oder nach frófnung der Verhandlung durch Beiladungsbeschluss des

Schiedsgerichts Gehör gewährt werden

ss
Aufklärung des Sachverhalts' Beweisaufnahme

(1) lDer Vorsìtzende kann alle zur Aufklärung des Sachverhalts erforderlichen Anordnun-

gen treffen, ohne an Antràge der Parteien gebunden zu sein 2Er kann zur Vorberei-

tung der Entscheidung Beweìse erheben'

(2) Die Parteien und die Beigeladenen sind berechtigt, Bewelsterminen beizuwohnen, die

Beweisaufnahme betreffãnde Anträge zr- stellen und Fragen an Zeugen und Sachver-

ständige zu richten.

(3) lDie Beweistermine sind den Parteien und den Beigeladenen bekannt zu geben 2Die

BekanntgabesollnichtspâteralseineWochevordemTerminzugegangensein

s6
Prozessvertretung

lDie Parteien und die Beigeladenen kÖnnen sich in jeder Lage des Verfahrens, auch

in múndlìchen Verhandluñgen und Beweisterminen, durch einen mit schriftlicher Voll-

macht versehenen Bevollñrächtigten vertreten lassen 2ln der Ladung zu den Ver-

handlungs- und Beweisterminen sind sie auf diese MÖglichkeit hinzuweisen 3Die

Vollmacht ist beim Schiedsgericht einzureichen'

s7
Terminbestimmung. Ladung.

Anordnung des persönlichen Erscheinens

(1) lDer Vorsitzende mündlichen Verhandlung' 'zEr verfugt dìe

Ladung der Parte e der Zeugen und sachverständigen' de-

ren Vernehmung h hält, 3FÙr die Ladung gilt s 81 der Sat-

zung,
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(2) Die Parteien und Beigeladenen sind in der Ladung darauf hinzuweisen, dass eine
Entscheidung auch dann ergehen kann, wenn sie im Termin weder erschienen noch
vertreten sind.

(3) Die Ladungsfrist soll mindestens zwei Wochen betragen.

(4) Der Vorsitzende kann das persönliche Erscheinen des Gegners der Kasse sowie
eines Bevollmächtigten der Kasse und eines Beigeradenen anãrdnen,

s8
Mündliche Verhandlung. Beratung und Abstimmung

(1) Die Sitzung des Schiedsgerichts ist öffentlich.

(2) 1Über den Verlauf der Sitzung wird eine Niederschrift geführi. 2Die Niederschrift ist
vom Vorsitzenden und vom Schriftfúhrer zu unTerzeichnen.

(3) Die Beratung und die Abstimmung schließen sich unmittelbar an die mündliche Ver-
handlung an und sind geheìm.

(4) Uber die Vorgänge bei der Beratung und Abstimmung haben die Mitglieder des
Schiedsgerichts Verschwiegenheit zu bewahren.

se
Schriftliches Verfahren

(1)

(2)

Ein schiedsspruch ohne mündliche Verhandlung darf erst ergehen, nachdem die
Verfahrensbeteiligten ihr Einverstàndnis hierzu erklärt haben,

s10
Entsche¡dung

Uber die Klage wird durch Schiedsspruch entschieden.

lln dem d die an Mitglieder desSchiedsg der Entsc Schiedsspruch
muss ers aufgrund im schriftlichen
Verfahren

Sofern eine mündliche Verhandlung stattgefunden hat, sind die Entscheidungsformel
nach Schluss der mündlichen Verhandlung zu verkünden und die wesentllchen Grün-
de für die Entscheidung anzugeben.

(3)
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(2)

(3)

(4) lDer Schiedsspruch ist nach der tatsächlichen und rechtlichen Seite hin zu begrun-

den, 2Er ist von den an der Entscheidung beteiligten Mitgliedern des Schiedsgerichts

zu unterzeichnen

(5)DerSchiedsspruchistdenVerfahrensbeteiligtenbinnensechsWochennachder
Entscheidung zuzustellen.

(1)

s 11

Kostenerstattu n g' Streitwert

rAuf Erstattung angemessener Kosten fÙr die Vertretung oder wahrnehmung eines

Termins hat dér Gegner der Kasse nur dann Anspruch, wenn er vor dem Schiedsge-

richt obsiegt und dãs Schìedsgerìcht die Kasse zur Erstattung dieser Kosten für ver-

óli"r,t"t-"riaii. 2Auf Antrag *io out Betrag der zu erstattenden Kosten durch das

Schìedsgericht festgesetzt

lDer Vorsitzende kann nach seinem Ermessen dem Gegner der Kasse die Erstattung

der Reisekosten in sinngemäßer Anwendung des Reisekostenrechts zusichern' wenn

er das persönliche Erscheinen fÜr erforderlich hält. 2Lehnt der Vorsitzende eine solche

Zusicherungab,kannderGegnerderKassedasSchiedsgerichtanrufen.

Der Kasse durch das Verfahren entstehende Kosten können ihrem Gegner nur im

Falle des S B0 Abs. 5 Satz 2 der Satzung auferlegt werden'

Auf Antrag ist im Schiedsspruch der streitwert zu ermitteln und festzusetzen

s12
Zustellung

rZustellungen sollen, falls die Verfahrensbeteiligten einen Bevollmächtigten bestellt

haben, u,idier"n, andernfalls an jene selbst bewirkt werden 2lm Übrigen gilt S 81 der

Satzung.

s13
Verfahren nach der Zivilprozessordnung

lsoweit in dieser Verfahrensordnung nichts anderes bestimmt ist, finden die Vorschrif-

ten der Zìvilprozessordnung, insbeéondere des 10. Buches der Zivilprozessordnung'

ànt.þr""f'"nOe Anwendung-. 2lm übrigen gestaltet das Schiedsgericht das Verfahren

nach seinem Ermessen

(4)
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s14
Aufgaben der Geschäftsstelle

(1) lDie Geschäftsstelle nimmt die Eingänge in Empfang, vermerkt den Tag des Ein-
gangs und die Zahl der Anlagen, trägt sie in das Eingangsbuch ein und legt sie dem
Vorsitzenden vor. 2Bei Eingängen, für die eine Frist zu beachten ist, wird der mit dem
Postabsendestempel versehene Umschlag beigefùgt.

(2) Alle Eingänge, die als Streitsachen zu bearbeiten sind, trägt die Geschäftsstelle in das
Streitsachenbuch nach der zeitlichen Reihenfolge der Eingänge ein.

(3) Die Art und Weise der Erledigung des Streites ist im Streitsachenbuch nach Jahrgän-
gen zu vermerken.

(4) Die Geschäftsstelle fertigt die von dem Vorsitzenden verfügten Ladungen zu den
Sitzungen aus und sorgt für dre Zustellungen.

(5) lm übrigen obliegen der Geschäftsstelle
1. die Anlegung, Führung und Aufbewahrung der Akten,
2. die Anfertigung des Schriftverkehrs des Schiedsgerichts,
3. die Aufnahme von Anträgen und Erklärungen, die zur Niederschrift des Schieds-

gerichts abgegeben werden,
4. die Anfertigung der Niederschriften über mündliche Verhandlungen,
5. die Zustellungen und Niederlegungen,
6. die Führung der Streitsachenstatistiken.
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Anhang 4

Altersvorsorgeplan 2001

Berlin, 13.1 1 .2001

Dieser Tarifvertrag gilt einheitlich für die Tarifgebiete Ost und West

1. AblösungdesGesamtversorgungssystems

Das bisherige Gesamtversorgungssystem wird mit Ablauf des 31 12.2000 ge-

schlossen und durch das Punktemodell ersetzt, Zur juristischen Bewertung
vgl. Anlage 1,

11

1.2

1.3

1.4

Auf ein Zurückfallen der Renten und Anwartschaften auf den Stand des Jahres
2000 wird verzichtet.

Durch den Systemwechsel erhalten die Arbeitnehmer die Möglichkeit, eine zu-

sátzliche kapitalgedeckte Altersversorgung durch eigene Beiträge unter lnan-
spruchnahme der steuerlichen Förderung aufzubauen (Riester-Rente). Diese

Möglichkeit soll auch bei den Zusatzversorgungskassen eröffnet werden.

Die Möglichkeit der Entgeltumwandlung besteht derzeit - einheitlich fÜr alle

Arbeitnehmer - nicht; die Tarifvertragsparteien geben sich eine Verhandlungs-
zusage für eine larifvertragliche Regelung zur Entgeltumwandlung,

Die Umlagefinanzierung wird auch nach dem Systemwechsel beibehalten. Sie

kann schrittweise nach den Möglichkeiten der einzelnen Zusatzversorgungs-
kassen durch Kapitaldeckung abgelöst werden (Kombinationsmodell).

2. Punktemodell

2.1 Die Leistungsbemessung erfolgt nach dem Punktemodell. Es werden diejeni-
gen Leistungen zugesagt, dìe sich ergeben würden, wenn eine Gesamt-
Beitragsleistung von 4 v. H. vollständig ìn ein kapitalgedecktes System einge-
zahlt würde.
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2.2

2.4

Soweit eine Kapitaldeckung vorhanden ist, werden die tatsächlich erzlelten
Kapitalerträge veransch lagt.

Soweit keine Kapitaldeckung vorhanden ist, wird jährlich die laufende Verzin-
sung der zehn größten Pensionskassen gemäß jeweils aktuellem Geschäfts-
berichts des Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungswesen (bzw. Nach-
folgeeinrichtung) zugrunde gelegt.

Uberschüsse werden wie einer Pensionskasse festgestellt. Von diesen Uber-
schüssen werden nach Abzug der Venryaltungskosten (soweit fiktiv: 2 v, H.)
vonangig die sozialen Komponenten und dann Bonuspunkte finanziert.

Soziale Komponenten sind:

a) Zurechnungszeiten bei En¡verbsminderungs- und Hlnterbliebenenrenten
(vgl. Textziffer 2 5)

b) Kindererziehungszeiten
Berücksichtigung eines Beitrages von 20 Euro pro Monat pro Kind fúr die
Dauer der gesetzlichen Erziehungszeit (ohne Beschäftigung).

c) Ubergangsregelung für alle Versicherten mit einer Mindestpflichtversi-
cherungszeit von 20 Jahren, die monatlich weniger als 3.600 DM brutto
verdienen. lhre enruorbene Anwartschaften festgestellt und ggf. auf min-
destens 0,8 Versorgungspunkte fur jedes volle Kalenderjahr der Pflicht-
versicherung angehoben (Einbeziehung des Beschàftigungsquotienten).

Die als Anlage beigefügte Tabelle kommt zur Anwendung. Diese Tabelle ba-
siert auf folgenden Parametern:

Ein Zjnssatz entsprechend S 2 der Deckungsrückstellungsverordnung von
derzeit 3,25 v. H. vor Eintritt des Versorgungsfalls wird zugrundegelegt. Nach
Eintritt des Versorgungsfalls gilt ein Zinssatz von 5,25 v. H. Bei Anderungen
des Verordnungs-Zinssatzes gilt dleser bts zum Wirksamwerden einer ent-
sprechenden tariflichen Anpassung fort. Die versicherungsmathematischen
Berechnungen basieren auf den Richttafeln 1998 von Klaus Heubeck.

Die Versicherungsfälle entsprechen denen in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung (Altersrenten, Erwerbsminderungsrenten, Hinterbliebenenrenten) Bei
teilweiser Enryerbsmlnderung wird die Hälfte des Betrages gezahlt, der bei vol-
ler En¡verbsminderung zustünde.

Abschläge werden für jeden Monat der vorzeitigen lnanspruchnahme der Ren-
ten (wie gesetzliche Rentenversicherung) in Höhe von 0,3 v H, erhoben;
höchstens jedoch insgesamt 10,8 v H.
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¿.c

2.6

¿.t

3.

3.1

Bei Eruverbsminderungs- und Hinterbliebenenrenten vor Vollendung des

60, Lebensjahres werden Vorsorgepunkte hinzugerechnet. FÜr ein Referenz-

entgelt wird für jedes Kalenderjahr vor Vollendung des 60. Lebensjahres je ein

Versorgungspunkt hinzugerechnet.

Von den Verpflichtungen zur Beitragszahlung in der Textziffer 2.1 dieses Tarit
vertrages kann bis zu einer Mindesthöhe von zwei v. H. fÜr die Dauer von bis

zu dreì Jahren im Rahmen eines landesbezìrklichen Tarifvertrages abge-
wichen werden, wenn sich der Betrieb ìn einer wirtschaftlichen Notlage befin-

det. Die Feststellung der wirtschaftlìchen Notlage wird durch eine paritätisch

besetzte Kommission der Tarifvertragsparteien getroffen.

Die Regelung kann verlängert werden.

Entgelte aus Altersteilzeit werden in Höhe des vereinbarten Entgelts, mindes-
tens jedoch mit 90 v. H, des vor Beginn der Altersteilzeit maßgebenden Wertes

berúcksichtigt (wie nach bisherigem Recht). Fälle des Vorruhestandes werden

wie nach altem Recht behandelt.

Ubergangsrecht

Dìe Höhe der laufenden Renten und der Ausgleichsbeträge wird zum

31 .1 2.2001 festgestellt.

Die laufenden Renten werden als Besilzstandsrenten weitergezahlt Die ab-

baubaren Ausgleichsbeträge werden in Höhe des Dynamisierungsgewinns
abgebaut.

Die Besitzstandsrenten und die Neurenten werden beginnend mit dem Jahr
2OO2 jeweils zum 1.7. eines Jahres bis 2007 mit 1 v. H. jährlich dynamisiert

Die Anwartschaften der am 31 J22001 schon und am 1,1 .2002 noch pflicht-

versicherten Arbeìtnehmer werden wie folgt berechnet:

Es gelten die Berechnungsvorgaben des $ 18 Abs.2 BetrAVG. Der danach
festgestellte Betrag wird in Versorgungspunkte unter Berücksichtigung eines

Zinssatzes von 3,25 v. H. umgerechnet und in das Punktemodell transferiert,

Die transferierten Versorgungspunkte nehmen an der Dynamisierung nach Ztf-

ler 2.2|etl.

ÔZ

J.J

3.4

3.4.1
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3.4.2

3.4.3

3.5

Fúr Arbeitnehmer im Tarifgebiet West, die am 1,1.2002 das SS. Lebensjahr
vollendet haben (rentennahe Jahrgänge), gilt folgende Besitzstandsregelung:
Auf der Grundlage des am 31 .12.2000 geltenden Rechts der Zusatzversor-
gung ist Ausgangswert für die Bemessung des in das Punktemodell zu trans-
ferierenden Betrages die individuell bestimmte Versorgungsrente im Alter von
63 (bei Behinderten Alter entsprechend gesetzlicher Rentenversicherung) un-
ter Berücksichtigung der Mindestgesamtversorgung und des S 44 a VBL-
Satzung bzw. entsprechende Versorgungsregelung; die gesetzliche Rente ist
nach persönlichen Daten anzurechnen; von diesem nach den Bemessungs-
größen per 31 .12,200.1 einmalig ermittelten Ausgangswert ist die aus dem
Punktemodell noch zu en¡rerbende Betriebsrente abzuziehen; die Differenz ist
die Besitzstandsrente; sie wird in Versorgungspunkte umgerechnet und in das
Punktemodell transferiert.

Textziffer 3,4,2 gill entsprechend für solche Arbeitnehmer, die im Jahre 2001
das 55. Lebensjahr vollendet und vor lnkrafttreten des Tarifvertrages Altersteil-
zeit bzw. Vonuhestand vereinbart haben.

Die im bisherigen Versorgungssystem en¡vorbenen Anwartschaften von Arbeit-
nehmern, die am 1 .1 .2002 n jcht mehr pflichtversichert sind und die eine unver-
fallbare Anwartschaft haben, werden entsprechend der bisherigen Versiche-
rungsrentenberechnung festgestellt, transferiert und nicht dynamisiert.

4. Finanzierung

4.1 Jede Kasse regelt ihre Finanzierung selbst.

Zusätzlicher Finanzbedarf uber die tatsächliche Umlage des Jahres 2001 hin-
aus (Stichtag 1.11.2001) - mindestens jedoch ab Umlagesalzvon 4 v. H. -
wird durch steuerfreie, pauschale Sanierungsgelder gedeckt.

lm Tarifgebiet West verbleibt es bei den von den Arbeitnehmern bei Zusalzver-
sorgungskassen geleisteten Beiträgen.

4.2 Fur die VBL-West gilt:

Ab 2002 betragen die Belastungen der Arbeitgeber 8,45 v. H. Dies teilt sich
auf in eine steuerpflichtige, mit 180 DM/Monat pauschal versteuerte Umlage
von 6,45 v. H. und steuerfreie pauschale Sanierungsgelder von 2,0 v, H., die
zur Deckung eines Fehlbetrages im Zeitpunkt der Schließung dienen sollen.

Ab 2002 beträgt der aus versteuertem Einkommen zu entrichtende Umlage-
beitrag der Arbeitnehmer 1,41 v. H.
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4.3

4.4

Die Verteilung der Sanierungsgelder auf Arbeitgeberseite bestimmt sich nach
dem Verhältnis der Entgeltsumme aller Pflichtversicherten zuzÜglich der neun-

fachen Rentensumme aller Renten zu den entsprechenden Weden, die einem

Arbeitgeberverband bzw., bei Verbandsfreien, den einzelnen Arbeitgebern zu-

zurechnen sind; ist ein verbandsfreier Arbeitgeber einer Gebietskörperschaft
mittelbar oder haushaltsmäßig im wesentlichen zuzuordnen, wird dieser bei
der Gebietskörperschaft einbezogen.

Arbeitgebern, die seit dem 1, November 2001 durch Ausgliederung entstan-
den sind, sind zur Feststellung der Verleilung der Sanierungszuschússe Ren-

ten in dem Verhältnis zuzurechnen, das dem Verhältnis der Zahl der Pflichtver-

sicherten des Ausgegliederten zu der Zahl der Pflichtversicherten des Ausglie-
dernden zum 01 11.2001 entspricht.

Bei abnehmendem Finanzierungsbedarf für die laufenden Ausgaben werden
die übersteigenden Einnahmen - getrennt und individualisierbar - zum Aufbau
einer Kapitaldeckung eingesetzt,

Die Tarifvertragsparteien gehen davon aus, dass mit diesem Tarifvertrag das
Abwandern von Betrieben oder Betriebsteilen aus den Zusatzversorgungsein-
richtungen des öffentlichen Dienstes verhindert wird.

Während der Laufzeit des Tarifvertrages überprufen die Tarifvertragsparteien,
ob es zu signifikanten Abwanderungen aus einzelnen Zusatzversorgungsein-
richtungen gekommen ìst. Sie beauftragen einen Gutachter, die GrÜnde fÙr

eventuelle Abwanderungen darzustellen, Dies gilt auch für den Tarifvertrag
über sozialverträgliche Begleitmaßnahmen im Zusammenhang mit der Um-
gestaltung der Bundeswehr.

6. Laufzeit des Tarifvertrages bis zum 3l .12.2007

Ã
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Anlage 1 zum Altersvorsorgeptan 2001

Juristische Zulässigkeit des rückwirkenden Systemwechsels
zum 31.12.2000

Die Tarifuertragsparteien gehen davon aus, dass der ruckwirkende Wechsel
vom Gesamtversorgungssystem in ein Punktemodell zum 1.1.200j verfas-
sungsrechtlich zulässig ist. Dies gilt auch für den Transfer der am 31 12.2OOO
bestehenden Anwartschaften.

Für das Jahr 2001 ist aus venryaltungstechn¡schen Gründen eine Einführungs-
phase fúr das neue System vorgesehen, in der sich Anwartschaften technisch
weiterhin nach den Berechnungsmethoden des alten Systems fortentwickeln.
Diese für die Betroffenen günstige Übergangsregelung liegt in der Normset-
zungsbefugnis der Tarifuertragsparteien.

Seit dem Ergebnis der Tarifrunde 2000 konnte niemand auf den Fortbestand
des bisherigen Versorgungssystems vertrauen und deshalb davon ausgehen,
dass dieses unverändert bestehen bleiben würde.

Sollte ein Bundesgericht abschließend feststellen, dass Arbeitnehmern oder
Versorgungsempfängern mit Vordienstzeiten (Beschäftigungen außerhalb des
öffentlichen Dienstes) im neuen System im Hinblick auf den Beschluss des
Bundesverfassungsgerichts vom 22.03.2000 (1BvR 1136/96) höhere als die
überführten Ansprüche zustehen, werden den Berechtigten diese Ansprüche
auch dann rückwirkend erfüllt, wenn sie sie nicht vor der neuen Entscheidung
geltend gemacht haben.
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Anlage 2 zum Altersvorsorgeplan 2001

Rentenformel im Punktemodell
ohne Zwischenschaltung eines Regelbeitrages und bei Uberschussanteilen
in Form von beitragslosen Versorgungspunkten

Die Rentenhöhe ist abhängig von der gesamten Enrverbsbiografie im öffentli-

chen Dienst. ln jedem Beschäftigungsjahr t werden Versorgungspunkte VP.

erworben. Die Höhe der Versorgungspunkte ergibt sich aus der Formel:

VP,=E/RExTab,

Ggf. wird VP, aus Uberschüssen erhöht.

Darin bedeuten

VP, Versorgungspunkte für das Jahr t

Et Entgelt des Versicherten im Jahr t

RE Referenzentgelt

Tab, Tabellenwert für das Alter x des Versicherten im Jahr t

lm Versorgungsfall ergibt sich die Rente nach der Formel

Rente = [Summe aller VP,] x Messbetrag

Der Messbetrag beträgt 0,4 % des Referenzentgeltes

Tab- x Tab- x Tab"x Tab" x
2,1 41 1,5 53 1,017 3,1 29

30 2,0 42 1,4 54 '1,0
1B 3,0

EE 1,0ca 31 t(\ 43 1,419
56 1,0c^ 2R il¿ 19 44 1,3

1,3 F7 0921 JJ 1,9 45
1,3 58 0,922 2,6 34 1,8 46

47 1,2 59 0,923 2,5 35 1,7

1,7 48 1,2 60 0,924 )L 36
16 49 1,2 61 0.925 2,4
1,6 50 1,1 o¿ 0,826 ¿,.t 38
1,6 51 1,1 63 O,B2,2 ao

40 1,5 FC 1,1 64 und
älter

0,828
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Stichwortverzeichnis

Abfindungen S 41

Abrechnungsverbände SS 55 ff
Abtretung von Ansprüchen auf Kas-

senleistungen $ 50
Abtretung von Ersatzansprüchen g 49
Alterstabelle S 3 aAbs. 1, S 4 a

Abs. 1, $ 34 Abs. 3
Altersteilzeit S 34 Abs, 2SaIz2,5 62

Abs. 4, S 73 Abs. 3
Altersvorsorgezulagen S 34 Abs. 1,

S 41 Abs. 1SaIz2, S 48 Abs 3,

s53
Anpassung der Betriebsrenten S 37
Antrag auf Leistungen $ 45
Arbeltsunfall S 32 Abs. 2
Auflösung der Kasse S 3 a Abs. 1

s10
Aufsichtführende Kirche S 4 Abs. 3

S 7Abs. 1, S 7Abs. 3, $ 9 Abs. 1

Aufwendungen für die Pflichtversiche-
rung S 61

Ausbildungsverhältnisse S 22
Ausgleichsbetrag $ 15
Ausnahmen von der Versicherungs-

pf licht für höherversicherte Mitar-
beiter $ 77

Ausschluss der Mitversicherung von
Hinterbliebenenrenten S 23 Abs. 2,

S 34 Abs. 4SaIz2, S 36 Abs. 4
Ausschluss des Emerbsminderungs-

risikos S 23 Abs. 2, S 34 Abs. 4
Satz 3

Ausschlussfristen S 52
Auszahlung S 47

Beiträge für die freiwillige Versiche-
rung S 13 Abs. 3 Satz 2, S 67

Beitragserstattung S 42
Beitragsfreie freiwillige Versicherung

524
Beitragsfreie Pflichtversicherung S 21

Beschäftigte, die in der gesetzlichen
Rentenversicherung nicht versi-
chert sind S 43

Beschwerde $ 79
Beteiligung S 11 ff., S 78
Betriebsrente für Hinterbliebene S 36
Betriebsrenten SS 30 ff
Bonuspunkte S 34 Abs. 1, S 51 Abs. 4,

S 58 Abs. 2 und 3, S 66 Abs. 2 und
3, S 68 Abs. 2

DlakonieS3Abs.2
Durchführungsvorschriften S 2 Abs. 4,

S3aAbs.1

Eheversorgungsausgleich S 41

Abs. 4, $ 44
Elternzeit S 35 Abs. 1

Entgeltumwandlung S 13 Abs. 2 S 16
Abs. 1 Satz 2, S 62 Abs. 3 Satz I

Entscheidung der Kasse S 46
Erlöschen des Anspruchs auf Be-

triebsrente $ 40
En¡verbsminderung vor Vollendung

des 60. Lebensjahres S 35 Abs. 2

Fälligkeit von Beiträgen und Sanie-
rungsgeldern S 65

Fehlbeträge S 3 aAbs, 1, S 4 aAbs. 1,

S 57, S 58 Abs. 2, S 59
Freiwillige Versicherung S 1 Abs. 1,

S 6 Abs. 1, S 13 Abs. 3 Satz 2,

S 16, SS 23 ff., S 51 Abs. 2 und 3,

S 53 Abs. 2

Geschäftsbericht S 4 aAbs. 1

Geschäftsordnung $ 4 a Abs. 4
Getrennte Venrualtung S 55
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Gewährleistungsträger S 2 Abs. 2
Satz 2, S 4 Abs. 1, S 7 Abs. 2

S9Abs.1,S10Abs.1,
$ 11 Abs.2, $ 12 a

Haushaltsplan $ 3 aAbs. 1, S 4 a
Abs. 1, S 60 Abs 2

Höhe der Betriebsrente S 33

lnkrafttreten S 82

Jahresmeldung S 13 Abs. 4,

Jahresrechnung $ 3a Abs. 1, S 4 a
Abs. 1, S 60 Abs 3 und 4

Kassenvermögen S 3 a Abs. 1, S 53
Klage S 80
Kündigung der Beteiligung S 14

Kündigung der freiwilligen Versiche-
rung S 25

Messbetrag S 3 a Abs, 1, S 4a Abs 1,

S 33 Abs. 1

Mitarbeiter der Kasse S I a

Neuberechnung S 38
Nichtzahlung der Betriebsrente S 39

Organe S 2 a

Pflichtbeiträge S 61, S 62, S 65
Pflichtbeitragssatz $ 3 a Abs, 1, S 4 a

Abs 1, S 62
Pflichten der Rentenberechtigten S 48
Pflichten der Versicherten S 48
Pflichtversicherung SS 17 ff .

Rechnungslegung S 60
Rechtsverhältnisse der Kasse S 2
Referenzentgelt S 3 a Abs. 1, S 4 a

Abs. 1, S 34 Abs. 2 Satz 1

Regelbeitrag S 3aAbs. 1 S 4 a
Abs 1, S 34 Abs 2 Satz 3, S 34
Abs.4

Rentenarten S 30

Rentenbeginn S 31

Rückstellung f ür Leistungsverbesse-
rungen S 58

Rückzahlung von Beiträgen S 42
Ruhen der Betriebsrente S 39

Sanierungsgeld S 3 a Abs. 1, S 4 a
Abs '1, 

S 53 Abs. 2 S 61, S 63,

s65
Satzungsänderungen $ 2 Abs. 2,

S3aAbs.l
SchiedsgerichtS 7, S I S 80,

Anhang 3

Soziale Komponenten S 34 Abs 1,

s35
Startgutschrift SS 72 ff
Sterbegeld S 75

Tarifverträge S 2 Abs. 3, S 19 Abs. 1

Buchst. k, S 22, S 42 Abs. 4

Ubergangsregelung fùr Beschâft igte
oberhalb der Vergütungsgruppe I

BAT S 76
Übergangsregelungen für Rentenbe-
rechtigte SS 69 ff.
Ubergangsvorschriften für Anwart-
schaften der Versicherten SS 72 ff.
Uberleitung SS 27 ff.
Uberschusse S 3 aAbs. 1, S 4 a

Abs 1, S 6 Abs. 3, S 55 Abs. 2,

s57 S58
Überschussverteìlung S 66 S 68
Uberzahlungen S 47 Abs. 4

Verantwortlicher Aktuar S 3 a Abs. 1,

S6,S55Abs.1
Verlustrücklage S 57
Vermögensanlage S 54
Verpfändung von Ansprüchen auf

Kassenleistungen S 50
Versicherungsaufsicht S 2 Abs. 2

Satz3, S 2 aAbs. 2 S 3 aAbs. 2,

S 9 Abs.2, S 10 Abs. 1

Versicherungsfall $ 31
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Versicherungsnachweise $ 51

Versicherungsnehmer S 16 Abs, 2
Versicherungspflicht S 17, SS 18 ff.,

s77
Versicherungstechnische Deckungs-

rückstellungen S 6 Abs. 1, S 56
Versicherungstechnischer Geschäfts-

plan S 6 Abs. 1, S 56 Abs. 2, S 58
Abs. 1

Versicherungsverhältnisse S I 6
Versorgungspunkte S 33, S 34
Venrualtungskosten $ 56 Abs. 2, S 60
Venrualtungsrat S 2 Abs. 4, 5 2 a

Abs,1,S3,S3a,$3b,S4
Abs. 2, 5 4Abs. 3, S 4 aAbs. 1,

S 5, S 8, S 10Abs. 1, S 59Abs 3,
S 66 Abs. 2

Vorstand S 2Abs. 3, S 2 aAbs.1, S 3 a
Abs. 1, S 3 bAbs. 4, S 4, $ 4 a,

S 4 b, S 5, $ 6Abs. 4, S I, S 59
Abs. 3, S 66 Abs. 2, S 79

Wadezeit S 32
WettbewerbSlAbs. 1

Zusatzversorgungspf lichtiges Entgelt
S 62 Abs. 3

Zustellungen S 81
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